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Abstract 

Nationale Aktionspläne sind ein zentrales und wirksames Instrument, gemeinsam auf interna-
tionaler Ebene völkerrechtlich kodifizierte Werte wie den Schutz der Menschenrechte im nati-
onalen Kontext zu konkretisieren und umzusetzen. Konkret in Bezug auf die Menschenrechte 
von LGBTIQ*-Personen lässt sich europaweit beobachten, dass die Umsetzung Nationaler 
Aktionspläne die Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen konsistent und systematisch voran-
bringt. 

Diese Expertise stellt das Instrument Nationaler Aktionsplan vor und fasst die bestehenden 
Forderungen auf europäischer und deutscher Ebene nach einem Nationalen Aktionsplan zur 
Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland zusammen. Der Schwerpunkt liegt hier-
bei auf der Prozessebene der Entwicklung, Umsetzung und Evaluation eines Nationalen Akti-
onsplans sowie auf bereits identifizierten Erfolgsfaktoren in diesen Schritten. 

Diese Veröffentlichung ist Teil einer Veröffentlichungsreihe der Beobachtungsstelle für gesell-
schaftspolitische Entwicklungen in Europa im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland und 
leistet einen Beitrag zur Vorbereitung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland, 
wie er als ein Vorhaben der Bundesregierung unter Olaf Scholz in den Koalitionsvertrag 2021–
2025 aufgenommen wurde. Während in dieser Expertise keine inhaltliche Ausarbeitung von 
Schwerpunktthemen und konkreten Maßnahmen für einen Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplan 
vorgenommen wird, fokussieren sich die zur Reihe gehörigen Arbeitspapiere auf die Bekämp-
fung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen (Molter 2022) und Gleichstellung von Re-
genbogenfamilien (Lange 2022) und stellen Handlungserfordernisse und Lösungsansätze in 
Deutschland sowie Einblicke in andere europäische Staaten dar. 
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1 Einleitung 

Nationale Aktionspläne sind ein internationales Instrument, um gemeinsam völkerrechtlich 
kodifizierte Werte wie den Schutz der Menschenrechte in jedem Land entsprechend der jewei-
ligen nationalen Gegebenheiten zu konkretisieren und zu fördern. Dementsprechend haben 
sie sich mittlerweile als ein zentrales und wirksames Umsetzungsinstrument von Menschen-
rechten etabliert. Auch konkret auf die Menschenrechte und Gleichstellung von LGBTIQ*-Per-
sonen bezogen, lässt sich europaweit beobachten, dass die Umsetzung Nationaler Aktions-
pläne eine effektive Maßnahme ist, um die Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen konsistent 
und systematisch voranzubringen. Insbesondere tragen Nationale Aktionspläne in Ergänzung 
gesetzlicher Maßnahmen dazu bei, eine Gleichstellungskultur sowie Maßnahmen zur Akzep-
tanz von LGBTIQ*-Personen und ihren Anliegen in der Öffentlichkeit zu fördern. 

Definition: LGBTIQ* 

LGBTIQ* ist eine Abkürzung für die Begriffe lesbisch, schwul (im Englischen „gay“), bisexuell, 
trans*, inter* und queer und damit eine Abkürzung für sexuelle Orientierungen1 und ge-
schlechtliche Identitäten2. Trans* bezeichnet Personen, die sich nicht oder nicht nur dem Ge-
schlecht zugehörig fühlen, das ihnen bei Geburt zugewiesen wurde. Inter* bezeichnet Perso-
nen mit Variationen der Geschlechtsmerkmale3. Queer ist ein Sammelbegriff für alle nicht-
heteronormativen4 und nicht-cisgeschlechtlichen Lebensweisen und Identitäten und steht an 
dieser Stelle stellvertretend für diese.5 Das Sternchen * steht für die Vielfalt geschlechtlicher 
und sexueller Verortungen sowie für die „Prozesshaftigkeit und Unabgeschlossenheit von ge-
schlechtlichen Positionierungen“ (Fütty 2019: 17 zit. nach Dionisius 2020: 78).6 

 

                                                

1 Sexuelle Orientierung ist „die Fähigkeit eines Menschen, sich emotional und sexuell intensiv zu Personen desselben oder 
eines anderen Geschlechts (gender) oder mehr als einen Geschlechts (gender) hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle 
Beziehungen mit ihnen zu führen.“ (HES 2008: 13; Präambel) 

2 Geschlechtliche Identität ist „das tief empfundene innere und persönliche Gefühl der Zugehörigkeit zu einem Geschlecht 
(gender), das mit dem Geschlecht (sex), das der betroffene Mensch bei seiner Geburt zugewiesen wurde, übereinstimmt oder 
nicht übereinstimmt; […].“ (ebd.) 

3 Geschlechtsmerkmale sind „physische Eigenschaften eines Menschen bezüglich des Geschlechts, einschließlich Genitalien 
und anderer Teile der geschlechtlichen und reproduktiven Anatomie, Chromosomen, Hormone und der in der Pubertät sich her-
ausbildenden sekundären körperlichen Merkmale.“ (HES 2020: 12; Präambel) 

4 Heteronormativität bezeichnet „[…] die Normen der Heterosexualität und Zweigeschlechtlichkeit und fasst diese als gesell-
schaftliches Machtverhältnis […]. Cisnormativität ist Teil des heteronormativen Machtverhältnisses und bezeichnet die Norm, sich 
diesseits des bei Geburt zugewiesenen Geschlechts zu verorten.“ (Dionisius 2020: 78) 

„,Cis‘ (lat.) bedeutet „diesseits“ und bezeichnet im Kontext des Begriffs „cisgeschlechtlich“ Personen, deren geschlechtliche Ver-
ortung mit dem Geschlecht übereinstimmt, das ihnen bei Geburt zugewiesen wurde.“ (ebd.: 80) 

5 Beispielsweise für nicht-binäre Personen: „Nichtbinär ist […] ein Überbegriff für alle Geschlechter, die nicht rein männlich oder 
rein weiblich sind. […] Ausschlaggebend für die Identität als nichtbinär ist aber nur das eigene Empfinden.“ (Queerulant_in 2019: 
37) 

6 Sollten im nachfolgenden Text Schreibweisen von LGBTIQ*, trans*, inter* und nicht-binär abweichen, dann wurde diese abwei-
chende Schreibweise vom Ursprungstext übernommen und kontextabhängig verwendet.  
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Ziel dieser Expertise ist es, den konzeptionellen Rahmen Nationaler Aktionspläne auf inter-
nationaler und europäischer Ebene zusammenzufassen sowie einen Überblick über Forderun-
gen auf europäischer und deutscher Ebene nach einem Nationalen Aktionsplan zur Gleich-
stellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland zu geben. Hierbei liegt der Fokus insbeson-
dere auf der Prozessbetrachtung von Entwicklung, Umsetzung und Evaluation sowie bereits 
auf internationaler und europäischer Ebene identifizierten Erfolgsfaktoren. Die Forderungen 
auf deutscher Ebene werden eingebettet in diesen Kontext und mit einem Schwerpunkt auf 
die ersten Schritte zur Erstellung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans aufgearbeitet. 

Der Fokus dieser Expertise liegt auf der Prozessebene und adressiert die Fragen: Was sind 
Nationale Aktionspläne und inwiefern können sie zur Förderung der Menschenrechte und 
Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen beitragen? Wie funktioniert der Erstellungs- und Um-
setzungsprozess Nationaler Aktionspläne und welche Erfolgsfaktoren wurden hierbei bereits 
identifiziert? Welche Forderungen existieren auf europäischer Ebene an die nationale Ebene 
zur Einsetzung Nationaler LGBTIQ*-Aktionspläne? Welche Forderungen bestehen auf deut-
scher Ebene und welche konkreten Faktoren können hieraus für erste Schritte zur Erstellung 
eines deutschen Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans abgeleitet werden? 

Diese Veröffentlichung ist Teil einer Veröffentlichungsreihe der Beobachtungsstelle für 
gesellschaftspolitische Entwicklungen in Europa im Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutsch-
land und leistet einen Beitrag zur Vorbereitung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in 
Deutschland, wie er als ein Vorhaben der Bundesregierung unter Olaf Scholz in den Koaliti-
onsvertrag 2021–2025 aufgenommen wurde. Während in dieser Expertise keine inhaltliche 
Ausarbeitung von Schwerpunktthemen und konkreten Maßnahmen für einen Nationalen LGB-
TIQ*-Aktionsplan vorgenommen wird, fokussieren sich die zur Reihe gehörigen Arbeitspapiere 
auf die Bekämpfung von Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen (Molter 2022) und Gleich-
stellung von Regenbogenfamilien (Lange 2022) und stellen Handlungserfordernisse und Lö-
sungsansätze in Deutschland sowie Einblicke in andere europäische Staaten dar. 

Im Rahmen dieser Expertise werden zunächst die Grundlagen des Instruments Nationaler Ak-
tionspläne im Allgemeinen und mit Fokus auf LGBTIQ*-Rechte im Besonderen betrachtet (Ka-
pitel 2). Weiterhin wird die Notwendigkeit, Nationale LGBTIQ*-Aktionspläne basierend auf den 
Forderungen von Europarat, Europäischer Union und europäischer Zivilgesellschaft zu entwi-
ckeln (Kapitel 3), hergeleitet. Im nächsten Schritt wird die Konzipierung eines Nationalen Akti-
onsplans auf der Prozessebene ergänzt um bereits international und europäisch erprobte Er-
folgsfaktoren betrachtet. Hierbei wird insbesondere die Problematik mangelnder Gleichstel-
lungsdaten in den Blick genommen (Kapitel 4). Abschließend werden die bisherigen Forde-
rungen auf dem Weg zu einem Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplan in Deutschland aufgearbeitet 
und in Bezug auf erste Schritte zur Erstellung konkretisiert (Kapitel 5). 
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2 Nationale Aktionspläne: Einordnung 

2.1 Entstehung als Instrument zur Förderung der Menschenrechte 

Nationale Aktionspläne sind politische Handlungsprogramme, mittels derer eine Regierung 
Prioritäten und Maßnahmen festlegt, die sie ergreifen wird, um die Umsetzung internationaler, 
regionaler oder nationaler Verpflichtungen und Verpflichtungen in Bezug auf einen bestimmten 
Politikbereich oder ein bestimmtes Thema zu unterstützen (DIHR/ICAR 2017: 11). 

Die von den Vereinten Nationen 1993 organisierte Weltkonferenz über Menschenrechte in 
Wien ist mit der Abschlusserklärung und dem Wiener Aktionsprogramm7 einer der großen 
Meilensteine des weltweiten Schutzes der Menschenrechte. Das Konzept von nationalen Men-
schenrechtsaktionsplänen, so wie es heute verstanden wird8, wurde im Rahmen dieses Tref-
fens entwickelt und eine Empfehlung9, entsprechende Nationale Aktionspläne anzunehmen, 
an die Staaten gerichtet. Laut Informationen der Agentur der Europäischen Union für Grund-
rechte (FRA) haben mindestens 44 Staaten weltweit allgemeine Nationale Menschrechtsakti-
onspläne verabschiedet, davon zehn EU-Mitgliedstaaten (FRA 2019: 2f.). 

Das Konzept Nationaler Menschenrechtsaktionspläne wurde somit neben der Einrichtung Na-
tionaler Menschenrechtsinstitutionen10 als ein zentrales Umsetzungsinstrument von Men-
schenrechten etabliert (VN 2002: 2). Zusätzlich zu allgemeinen Menschenrechtsaktionsplänen 
gibt es mittlerweile auch Aktionspläne zur gezielteren und systematischen Umsetzung be-
stimmter Menschenrechtsthemen, beispielweise Gewalt gegen Frauen11, Wirtschaft und Men-
schenrechte12, Frauen, Frieden und Sicherheit13, Rassismus14, Menschen mit Behinderun-
gen15 und auch der Rechte von LGBTIQ*-Personen16. 

                                                

7 Wiener Erklärung und Aktionsprogramm der Vereinten Nationen, Dok. Nr. A/CONF.157/23, 12. Juli 1993, Rnr. 71. 
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/vienna-declaration-and-programme-action. 

8 Die erste Erwähnung Nationaler Aktionspläne im Rahmen des internationalen Menschenrechts lässt sich auf den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (kurz UN-Sozialpakt) von 1966 zurückführen. Das Konzept wurde jedoch 
erst im Rahmen der Weltkonferenz 1993 wieder aufgegriffen und operationalisiert (FRA 2019: 3). 

9 “The World Conference on Human Rights recommends that each State considers the desirability of drawing up a national action 
plan identifying steps whereby that State would improve the promotion and protection of human rights” Part II, Paragraph 71. 

10 In Deutschland: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/. 

11 Vgl. UN Women (2012) Handbook for National Actions Plans on Violence Against Women: beinhaltet gute Praxisbeispiele aus 
Ländern mit entsprechenden Aktionsplänen: https://www.un.org/womenwatch/daw/vaw/handbook-for-nap-on-vaw.pdf.  

12 Vgl. UN Working Group on Business and Human Rights (2016) Guidance on National Action Plans on Business and Human 
Rights: https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Business/UNWG_NAPGuidance.pdf. 

13 Datenbank der Aktionspläne zur Umsetzung der UN-Resolution 1325 Frauen, Frieden und Sicherheit von PeaceWomen: 
http://1325naps.peacewomen.org/, siehe auch zugehöriges Toolkit zur Erstellung Nationaler Aktionspläne: https://www.peacewo-
men.org/assets/file/national_action_plan_development_toolkit.pdf. 

14 Vgl. https://www.enar-eu.org/Research-by-ENAR-other-NGOs-and-research. 

15 Liste von Nationalen Aktionsplänen und Strategien zur Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen der UN: https://www.un.org/development/desa/disabilities/strategies.html. 

16 Ausführlich in Kapitel Aktionspläne mit Fokus auf LGBTIQ*-Personen. 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/
https://www.un.org/womenwatch/daw/vaw/handbook-for-nap-on-vaw.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Business/UNWG_NAPGuidance.pdf
http://1325naps.peacewomen.org/
https://www.peacewomen.org/assets/file/national_action_plan_development_toolkit.pdf
https://www.peacewomen.org/assets/file/national_action_plan_development_toolkit.pdf
https://www.enar-eu.org/Research-by-ENAR-other-NGOs-and-research
https://www.un.org/development/desa/disabilities/strategies.html
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2.2 Was können Nationale Aktionspläne zur Förderung der Menschenrechte 
leisten? 

Im Jahr 2002 veröffentlichte der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte 
(englisch United Nations High Commissioner for Human Rights, OHCHR) ein Handbuch zu 
Nationalen Aktionsplänen zur Förderung der Menschenrechte. Das Handbuch wurde als Hil-
festellung für Regierungen, zivilgesellschaftliche Organisationen, nationale Menschenrechts-
institutionen, Justiz und Wirtschaftssektor sowie alle Personen, die sich mit Nationalen Aktio-
nenplänen für Menschenrechte beschäftigen, entwickelt (VN 2002: 14). Es findet nach wie vor 
große Beachtung, da es eine umfassende und grundlegende Übersicht zu den einzelnen 
Schritten der Erstellung von Aktionsplänen bietet.17 

Dem Konzept Nationaler Aktionspläne18 liegt die Erkenntnis zu Grunde, dass es allgemeine 
Grundsätze gibt, auf die sich die Mehrzahl der Staatengemeinschaft weltweit einigen kann. 
Der grundlegende Zweck Nationaler Aktionspläne für Menschenrechte ist laut Handbuch die 
Förderung und den Schutz der Menschenrechte auf nationaler Ebene zu verbessern. Um die-
ses strategische Ziel zu erreichen, betten Aktionspläne das Thema Menschenrechte in den 
jeweiligen politischen, kulturellen, historischen und rechtlichen Kontext eines jeweiligen Lan-
des ein, um Regierungen und öffentliche Stellen so zu befähigen, das übergeordnete Ziel 
durch Programme und Maßnahmen für die Umsetzung in der Praxis zu konkretisieren (VN 
2002: 8f.). 

Folglich gibt es keinen einheitlichen Ansatz Nationale Aktionspläne zu erstellen und umzuset-
zen, der für alle Länder gelten kann. Nationale Aktionspläne haben jedoch in ihren unterschied-
lichen Formen dennoch die folgenden entscheidenden Vorteile gegenüber beispielweise der 
Umsetzung von Einzelmaßnahmen ohne strategische Rahmung: 

• Es wird eine umfassende Betrachtung der aktuellen Situation zur Bedarfsermittlung 
angestoßen und somit die Verbindlichkeit durch größere Sichtbarkeit des Themas in 
der Regierung und Öffentlichkeit erhöht. 

• Es werden erreichbare Ziele und realistisch umsetzbare Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Situation festgehalten. 

• Als Instrument für Regierung und öffentliche Verwaltung tragen sie bei zur Förderung 
• der Rechtstaatlichkeit, 
• einer toleranten, harmonischen und diversen Gesellschaft,  
• der Verbesserung der Situation in allen Lebensbereichen beispielweise durch 

Programme in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Wohnen, Ernährung, sozi-
ale Dienste oder Justizverwaltung. 

                                                

17 Beispielweise in FRA 2019, Europarat 2014, DIMR 2019. 

18 Im vorliegenden Dokument wird durchgehend der Begriff „Nationaler Aktionsplan“ verwendet, auch wenn die Benennung in 
einigen Ländern oder Kontexten abweicht, beispielweise „Strategie/Strategy“ oder „Rahmensetzung/Framework“, da es sich um 
dasselbe dahinterstehende Konzept handelt.  
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• Eine breite Gruppe an Menschen und Organisationen wird zur Förderung der Men-
schenrechte mobilisiert und somit die Einbindung von besonders vulnerablen Gruppen 
sichergestellt. 

• Nationale und internationale Ressourcen werden zugänglich gemacht, beispielsweise 
in der Unterstützung von Staaten, die Ressourcen, Training und Expertise bei der Um-
setzung von Menschenrechtszielen brauchen (VN 2002: 9f.). 

Das Aufsetzen eines Nationalen Aktionsplans bedeutet jedoch nicht den Abschluss des Pro-
jekts, sondern erst den Anfang. Die Vorteile, die die Systematisierung des Menschenrechts-
schutzes mithilfe eines Aktionsplans mit sich bringt, entfalten sich nur vollständig, wenn die 
Umsetzung des Aktionsplans dies erlaubt. Essentielle Erfolgsfaktoren hierfür sind beispiels-
weise die Einbeziehung der Zivilgesellschaft, adäquate Bereitstellung von finanziellen und per-
sonellen Ressourcen und der politische Wille, die Ziele in konkrete, auch legislative, Maßnah-
men umzusetzen.19 

Die Erstellung eines Nationalen Aktionsplans bedarf umfassender Planung und personeller 
sowie monetärer Ressourcen. Die konkrete Ausgestaltung hängt stark von den nationalen Ge-
gebenheiten und Zielvorstellungen ab, es gibt daher keinen one-size-fits-all-Ansatz. Bei der 
Betrachtung unterschiedlicher Nationaler Aktionspläne wird deutlich, dass jeder Aktionsplan 
eigenen nationalen Besonderheiten folgt. Die Ausrichtung kann auf einem Spektrum zwischen 
allgemeiner gehaltenen und themenbezogenen Aktionsplänen variieren. Sie können einen 
starken strategischen Anteil oder eher wie eine Art Maßnahmenliste aussehen. 

Allgemeine, grundsätzlich gehaltene Menschenrechtsaktionspläne fördern das strategi-
sche Ziel der Stärkung und Förderung der Menschenrechte übergreifend und adressieren da-
her Querschnittsthemen effektiv und zusammenhängend. Sie können als eine Art „Schirm“ 
dienen, um den Weg für themenbezogene Aktionspläne zu einzelnen Menschenrechtsaspek-
ten zu ebnen. Schwierigkeiten eines solchen breiten Ansatzes können darin liegen, die Breite 
der zivilgesellschaftlichen Gruppen abzudecken, das Risiko mit geplanten Maßnahmen zu un-
konkret und oberflächlich zu bleiben und die Evaluierung sowie Finanzierung zu organisieren 
(FRA 2019: 13). 

Themenbezogene Pläne gehen wesentlich tiefer und fokussierter auf bestimmte Anliegen 
und Gruppen ein, ihre Wirkung ist einfacher zu evaluieren und die Zuweisung von Finanzie-
rung und Zuständigkeiten ist klarer. Des Weiteren kann es einfacher sein, Aufmerksamkeit für 
ein eingegrenztes Thema zu generieren als für einen komplexen Themenbereich. Dies birgt 
jedoch die Gefahr, dass Querschnittsthemen sowie der allgemeine Kontext der Menschen-
rechte vernachlässigt oder nicht wahrgenommen werden. Eine Fragmentierung in zu viele ein-
zelne Pläne kann außerdem Inkonsistenzen in der Indikatorik, Konsultationen mit der Zivilge-
sellschaft und Folgemaßnahmen verursachen (FRA 2019: 13). 

                                                

19 Ausführlicher siehe Kapitel Konzipierung eines Nationalen Aktionsplans: Prozess und Erfolgsfaktoren. 
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2.3 Aktionspläne mit Fokus auf LGBTIQ*-Personen 

Konkret für den Bereich der LGBTIQ*-Rechte hat sich gezeigt, dass die Verabschiedung Na-
tionaler Aktionspläne eine effektive Maßnahme ist, um die Gleichstellung von LGBTIQ*-Per-
sonen konsistent und systematisch voranzubringen. 

Grundlagen: Menschenrechte und LGBTIQ* (Yogyakarta-Prinzipien) 

Die 2007 von Menschenrechtsexpert*innen entwickelten Yogyakarta-Prinzipien20 spezifizie-
ren und legen die bestehenden internationalen Menschenrechtsnormen anhand von 29 
Prinzipien in Bezug auf sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität, Geschlechtsausdruck 
und Geschlechtsmerkmale aus. 2017 wurden neun weitere Prinzipien ergänzt sowie in Be-
zug auf Geschlechtsausdruck21 und Geschlechtsmerkmale („Yogyakarta-Prinzipien plus 
10“) präzisiert. Die insgesamt 38 Prinzipien werden als erste systematische Gesamtschau 
auf die Menschenrechtsgewährleistung für LGBTI-Personen angesehen (HES 2020: 8; HES 
2008: 7). 

 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) unter-
suchte in einer im Jahr 2020 veröffentlichten Studie22, inwieweit die Gleichstellung von LGBTI-
Personen in ihren Mitgliedstaaten gesetzlich gesichert ist und mit welchen ergänzenden Maß-
nahmen ihre Rechte und Chancen gestärkt werden können.  

Nationale Aktionspläne werden in der Studie als ergänzende Maßnahme zu gesetzlichen Be-
stimmungen zur Sicherung der Rechte und Chancen von LGBTI-Personen genannt. Aktions-
pläne können insbesondere dazu beitragen, eine „Gleichstellungskultur“ und Maßnahmen zur 
Akzeptanz von LGBTI-Personen und ihren Anliegen in der Öffentlichkeit zu fördern. Die Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung konnte im Rahmen ihrer Daten-
erhebung einen signifikant positiven Zusammenhang zwischen der rechtlichen Gleichstellung 
und der Akzeptanz von LGBTI-Personen erkennen. Weiterhin belegen die erhobenen Daten 
belegen, dass gesetzliche Änderung zur rechtlichen Gleichstellung von LGBTI-Personen auch 
die Einstellungen ihnen gegenüber in der Gesamtbevölkerung änderten. Gesellschaftliche In-
klusion kann nicht alleine durch gesetzliche Regelungen erreicht werden. Es ist daher ent-
scheidend, dass Aktionspläne gut konzipierte Maßnahmen zur Sensibilisierung der Öffentlich-
keit enthalten. In europäischen Ländern zeigte sich dies insbesondere am Beispiel der Einfüh-
rung der gleichgeschlechtlichen Ehe, die einen Anstieg der Akzeptanz von Homosexualität 
nach sich zog (OECD 2021: 13; 117). 

                                                

20 Weitere Informationen: https://www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/info-zentrum/yogyakarta-prinzipien/yp-10-1.  

21 Unter Geschlechtsausdruck wird die „Darstellung der Geschlechtlichkeit eines Menschen im physischen Erscheinungsbild – 
einschließlich Kleidung, Frisur, Modeaccessoires und Kosmetik – sowie mittels Eigenarten, Sprechweise, Verhaltensmuster, Na-
men und Anrede“ (HES 2020: 12; Präambel) verstanden, die „mit der geschlechtlichen Identität eines Menschen übereinstimmen 
kann, aber nicht notwendigerweise muss“ (ebd.). Geschlechtsausdruck ist Teil der Definition von Geschlechtsidentität. 

22 OECD (2021): Studie „Gleiche Rechte und Chancen für LGBTI – nicht erst hinter dem Regenbogen“. 

https://www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/info-zentrum/yogyakarta-prinzipien/yp-10-1
https://www.oecd.org/publications/gleiche-rechte-und-chancen-fur-lgbti-nicht-erst-hinter-dem-regenbogen-dde83294-de.htm
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Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass Länder, die aktuell Aktionspläne mit Maßnahmen 
zur LGBTI-Gleichstellung umsetzen (Stand 2019): 

• ein überdurchschnittlich hohes Niveau der rechtlichen Maßnahmen zur LGBTI-
Gleichstellung und des Fortschritts über die letzte zwei Jahrzehnte aufweisen und 

• aktiv in die Umsetzung von ergänzenden Maßnahmen zusätzlich zur rechtlichen 
Gleichstellung eingebunden sind. 23 

 

Die European Region of the International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex 
Association (ILGA-Europe), ein Dachverband europäischer LGBTIQ*-Organisationen, erstellt 
einen jährlich veröffentlichen Rainbow Index24, der unter Mitarbeit nationaler Aktivist*innen die 
Situation von LGBTI-Personen in 49 europäischen und fünf zentralasiatischen Ländern über 
den Zeitraum des Vorjahres erhebt. Der Rainbow Index untersucht 65 Kriterien in sechs Kate-
gorien: 1) Gleichstellung und Nichtdiskriminierung, 2) Familie25, 3) Hassverbrechen und 
Hetze26, 4) rechtliche Anerkennung und körperliche Unversehrtheit, 5) Öffentlicher Raum und 
Zivilgesellschaft und 6) Asyl.  

ILGA-Europe hebt hervor, dass Aktionspläne den Prozess der Umsetzung von LGBTI-Rechten 
durch das Herunterbrechen auf messbare Einzelmaßnahmen entscheidend unterstützen und 
ein gutes Instrument sind, um die staatlichen Akteure verantwortlich zu halten. Wichtig sei 
hierbei auch, dass die Rechtsetzung im Bereich Anti-Diskriminierung alleine nicht immer 
Gleichbehandlung sicherstelle, ergänzende Maßnahmen wie Sensibilisierungskampagnen 
seien ebenfalls nötig. Aktionspläne tragen daher auch begleitend zu den Gesetzen und Politi-
ken dazu bei, die Gleichstellung von LGBTI-Personen in der Gesellschaft sicherzustellen.27 

Die Daten der ILGA-Europe Jahresberichte 2020 und 2021 zeigen, dass die EU-Mitglied-
staaten, die umfassende Nationale Aktionspläne entwickelt haben und aktuell mit konkreten 
Maßnahmen umsetzen, kontinuierlich unter den obersten zehn von 49 Plätzen in der Ge-
samtwertung liegen. Dies bedeutet, dass EU-Mitgliedstaaten deren Nationale Aktionspläne 
ausdrücklich die Bereiche sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechts-
merkmale abdecken, auch in den verbleibenden 62 Kriterien des Index sehr gut abgeschnit-
ten haben.28 

 

                                                

23 OECD (2021): Präsentation “Legal and Policy Goals critical for LGBTI equality – National Action Plans matter”, S .3. 

24 Webseite des Rainbow Index: https://www.rainbow-europe.org/. 

25 Siehe ausführlich Lange 2022. 

26 Siehe ausführlich Molter 2022. 

27 Weitere Informationen: https://ilga-europe.org/old_website/what-we-do/our-advocacy-work/equality-through-action-plans. 

28 ILGA-Europe Annual Activity Report 2020, Annual Activity Report 2021. Weitere Informationen siehe Fußnote 29. 

https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/d5a54c4221.pdf
https://ilga-europe.org/old_website/what-we-do/our-advocacy-work/equality-through-action-plans
http://www.ilga-europe.org/files/uploads/2022/04/ILGA-Europe-Annual-Report-2019-2020.pdf
http://www.ilga-europe.org/files/uploads/2022/04/ILGA-Europe-Annual-Report-2021.pdf
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Eine Übersicht der genannten Dokumente findet sich ebenfalls im Anhang: Grundlagendoku-
mente auf internationaler Ebene und Studien/Datenerhebungen. 

 

LGBTIQ*-Aktionspläne in der Europäischen Union (Stand 2021)29 

In 2021 hatten zehn30 der 27 EU Mitgliedstaaten einen laufenden LGBTIQ*-Aktionsplan auf 
nationaler Ebene. Im Vergleich zeigt sich, dass je nach nationalen Gegebenheiten verschie-
dene Modelle von Aktionsplänen umgesetzt werden. Beispielsweise gibt es in Spanien, Bel-
gien und Deutschland regionale Aktionspläne und kein national übergreifendes Dokument. In 
der Mehrzahl der Länder ist der Aktionsplan ausschließlich auf die Bedürfnisse von LGBTIQ*-
Personen ausgerichtet (Frankreich, Irland, Luxemburg, Malta, Portugal, Schweden). Estland 
nimmt Aspekte der sexuellen Orientierung in einem allgemeineren Wohlfahrtsentwicklungs-
plan auf, Finnland hat Aspekte von Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmalen in einen 
allgemeinen Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter aufgenommen und die Nieder-
lande decken in ihrem Gender- und LGBTI-Gleichstellungsplan Aspekte der sexuellen Orien-
tierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale ab. Der portugiesische LGBTI-Akti-
onsplan ist beispielsweise Teil einer größeren Nationalen Strategie für Gleichstellung und 
Nichtdiskriminierung, die auf die Ziele der Agenda 2030 abgestimmt ist. 

  

                                                

29 Ausführlicher: Veröffentlichung der Beobachtungsstelle „Nationale LSBTI-Aktionspläne in der Europäischen Union“, abrufbar 
unter: https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/6a77c27fee.pdf. 

30 Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Irland, Luxemburg, Malta, Niederlande, Portugal, Schweden. 

https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/6a77c27fee.pdf
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3 EU-Ebene: Forderungen nach Nationalen Aktionsplänen 
mit Fokus auf die Rechte von LGBTIQ*-Personen 

Das Instrument der Nationalen Aktionspläne wurde auf internationaler Ebene als zentrales 
Instrument etabliert, um die Förderung und den Respekt der Menschenrechte sicherzustellen. 
Wie der Blick in andere europäische Länder verdeutlicht, hat sich auch konkret für den Bereich 
der LGBTIQ*-Rechte gezeigt, dass die Verabschiedung Nationaler Aktionspläne eine effektive 
Maßnahme ist, um die Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen konsistent und systematisch 
voranzubringen. Siehe hierzu: Nationale Aktionspläne: Einordnung. 

Das konkrete Erfordernis der Erstellung eines Nationalen Aktionsplans mit Fokus auf die 
Rechte von LGBTIQ*-Personen leitet sich auf europäischer Ebene insbesondere aus zwei Do-
kumenten ab: der Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten des Europarats 
über Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung 
und Geschlechtsidentität (CM/REC(2010)5) und der Strategie für die Gleichstellung von LGB-
TIQ-Personen 2020–2025 der Europäischen Kommission. Darüber hinaus unterstützt auch die 
europäische Zivilgesellschaft die Verabschiedung Nationaler Aktionspläne. 

3.1 Europarat 

Auf Ebene des Europarats gibt es seit 2010 die Empfehlung des Ministerkomitees an die 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität (CM/REC(2010)5)31. Die Empfehlung war 
das erste internationale Instrument, das sich speziell mit der Frage der Diskriminierung auf-
grund der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität befasste und bildet bis heute eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit zu Fragen der sexuellen Orientierung und Geschlechtsi-
dentität in Europa. 

Das Dokument empfiehlt den Mitgliedstaaten „sicherzustellen, dass die gesetzgeberischen 
und anderweitigen Maßnahmen verabschiedet und effektiv umgesetzt werden, um die Diskri-
minierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität zu bekämpfen“ 
(CM/REC(2010)5 unter 2.). Die Empfehlung spricht nicht explizit von Nationalen Aktionsplä-
nen, der Europarat hat aber an anderer Stelle deutlich gemacht, dass Nationale Aktionspläne 
als eine anderweitige Maßnahme ergänzend oder flankierend zu gesetzgeberischen Maßnah-
men zu sehen und ein effektives Mittel zur Verbesserung des Grundrechtsschutzes auf natio-
nalstaatlicher Ebene sind.32 

Die Sexual Orientation and Gender Identity Unit (SOGI-Unit) im Europarat wurde 2014 ge-
mäß der Empfehlung CM/Rec (2010)5 des Ministerkomitees eingesetzt und seit 2022 in eine 

                                                

31 https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016804c2c2f.  

32 Beispielweise in Europarat (2016). 

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016804c2c2f
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entsprechende Arbeitsgruppe (Working Group on SOGI, GT-ADI-SOGI) im Rahmen des Ste-
ering Committee on Anti-Discrimination, Diversity and Inclusion (CDADI) überführt.33 Die Ar-
beitsgruppe bietet den Mitgliedstaaten eine Anlaufstelle für technische Unterstützung und 
Fachwissen und hilft bei der Verbesserung der rechtlichen und institutionellen Rahmenbedin-
gungen. Darüber hinaus unterstützt sie die Mitgliedstaaten beim Aufbau von Kapazitäten so-
wie beim Austausch bewährter Praktiken.34 Weiterhin erstellt die Arbeitsgruppe regelmäßig 
Berichte über die Umsetzung der in der Empfehlung CM/Rec (2010)5 genannten Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder Geschlechtsi-
dentität.35 

Seit 2020 ist außerdem das European Governmental LGBTI Focal Points Network (EFPN) 
bei der Sexual Orientation and Gender Identity Unit zur Koordinierung angesiedelt. Das Netz-
werk ist eine ursprünglich 2004 eingerichtete intergouvernementale Arbeitsgruppe der zustän-
digen Personen in den nationalen Regierungen, die die Förderung der Menschenrechte von 
LGBTI-Personen in den Mitgliedstaaten des Europarats zum Ziel hat. Die Gründung des Netz-
werkes geht zurück auf eine Initiative der niederländischen EU-Ratspräsidentschaft, die das 
Vorhaben einen Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplan aufzusetzen als Anlass für den europäisch-
übergreifenden Austausch von Praxisbeispielen und Expertise nahm.36 

Auch über die Begleitung der Empfehlung CM/Rec (2010)5 hinaus beschäftigt sich der Eu-
roparat regelmäßig mit verschiedenen Aspekten der Menschenrechte von LGBTI-Personen:  

• Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellt beispielweise eine laufend 
aktualisierte Zusammenfassung von Rechtsprechung zu verschiedenen Artikeln der 
Europäischen Menschenrechtskonvention in Bezug auf LGBTI-Rechte (2021)37 zur 
Verfügung 

• und die LGBTI Taskforce der Europäische Kommission gegen Rassismus und Into-
leranz (European Commission against Racism and Intolerance, ECRI) hat den aktu-
ellen Stand der ECRI unter anderem in Bezug auf den rechtlichen Rahmen, die Da-
tenerhebung, politische Maßnahmen, Prävention und Gleichstellungsstellen zusam-
mengetragen (2021)38. 

• Der Ausschuss für Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarats hat 2021 einen Bericht über die Zunahme des 

                                                

33 Weitere Informationen: https://www.coe.int/en/web/committee-antidiscrimination-diversity-inclusion/-/cdadi-s-new-terms-of-re-
ference-2022-2025.  

34 Weitere Informationen: https://www.coe.int/en/web/sogi. 

35 Siehe beispielsweise Review der Empfehlung CM/Rec (2010)5 von 2019: https://rm.coe.int/combating-discrimination-on-
grounds-of-sexual-orientation-and-gender-i/16809fb2b8. 

36 Weitere Informationen: https://www.coe.int/en/web/sogi/european-governmental-lgbti-focal-points-network,  https://beobach-
tungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/63678c8379.pdf.  

37 Zusammenfassung von Rechtsprechung zu verschiedenen Artikeln der Europäischen Menschenrechtskonvention in Bezug 
auf LGBTI-Rechte: https://www.echr.coe.int/Documents/Guide_LGBTI_rights_ENG.pdf. 

38 Factsheet on LGBTI Issues: https://rm.coe.int/ecri-factsheet-lgbti-issues/1680a1960a. 

https://www.coe.int/en/web/committee-antidiscrimination-diversity-inclusion/-/cdadi-s-new-terms-of-reference-2022-2025
https://www.coe.int/en/web/committee-antidiscrimination-diversity-inclusion/-/cdadi-s-new-terms-of-reference-2022-2025
https://www.coe.int/en/web/sogi
https://rm.coe.int/combating-discrimination-on-grounds-of-sexual-orientation-and-gender-i/16809fb2b8
https://rm.coe.int/combating-discrimination-on-grounds-of-sexual-orientation-and-gender-i/16809fb2b8
https://www.coe.int/en/web/sogi/european-governmental-lgbti-focal-points-network
https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/63678c8379.pdf
https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/63678c8379.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Guide_LGBTI_rights_ENG.pdf
https://rm.coe.int/ecri-factsheet-lgbti-issues/1680a1960a
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Hasses gegen LGBTI-Personen und Anti-Gender-Narrative zum Thema angenom-
men, welcher ebenfalls einen konkreten Vorschlag für eine entsprechende Resolu-
tion enthält (2021)39. 

 

3.2 Europäische Union 

Das Europäische Parlament forderte die Europäische Kommission bereits 2014 dazu auf, ei-
nen politischen Fahrplan zum Schutz der Grundrechte von LGBTI-Personen zu erarbeiten. Die 
Europäische Kommission hatte infolgedessen eine Liste von Maßnahmen zur Förderung der 
Gleichstellung von LGBTI-Personen für den Zeitraum 2015–2019 vorgestellt.40 Mit der 2020 
verabschiedeten LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2020–2025 der Europäischen Kom-
mission41 gibt es auf Ebene der Europäischen Union erstmals ein übergreifendes strategi-
sches Dokument zur Gleichstellung von LGBTIQ-Personen. Strategien haben keine Rechts-
wirkung und sind nicht verbindlich für die Mitgliedstaaten. Sie haben aber größeres politisches 
Gewicht und entfalten somit höheren politischen Druck als beispielweise ein Fahrplan oder 
eine Maßnahmenliste. Die Strategie kann von der Kommission nun beispielweise als Recht-
fertigungsgrund für weiterreichende Initiativen im Bereich LGBTIQ-Rechte sowie deren 
Mainstreaming als Querschnittsthema über den Bereich der Gleichstellungs- und Antidiskrimi-
nierungspolitiken hinaus genutzt werden. 

Die Strategie basiert auf vier Hauptsäulen:  

1.  Bekämpfung der Diskriminierung von LGBTIQ-Personen,  

2.  Gewährleistung der Sicherheit von LGBTIQ-Personen,  

3.  Aufbau von Gesellschaften ohne Ausgrenzung, 

4.  Führungsrolle der EU bei der Forderung nach Gleichstellung von LGBTIQ in der Welt. 

Die Strategie ruft die Mitgliedstaaten unter „5. Umsetzung der Strategie“ dazu auf, „eigene 
Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ zu entwickeln“. Ziel Nationaler Aktionspläne soll 
es sein, „den Schutz von LGBTIQ vor Diskriminierung zu verstärken, die Umsetzung der in 
dieser Strategie festgelegten Ziele und Aktionen auf nationaler Ebene sicherzustellen und 
diese durch Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von LGBTIQ in den Zuständigkeits-
bereichen der Mitgliedstaaten zu ergänzen.“ Die EU-Kommission unterstützt die Mitgliedstaa-
ten hierbei im Rahmen einer Untergruppe „LGBTIQ Equality Subgroup“ der Hochrangigen 
Gruppe zu Nichtdiskriminierung, Gleichstellung und Vielfalt. Die Untergruppe soll die Fort-
schritte der Umsetzung der Strategie in den Mitgliedstaaten begleiten, auch im Hinblick auf die 
Erstellung von Aktionsplänen, und in 2023 eine Halbzeitbilanz vorlegen („5. Umsetzung der 

                                                

39 PACE Report denounces the rise in hatred against LGBTI persons: https://www.coe.int/en/web/sogi/-/pace-report-denounces-
the-rise-in-hatred-against-lgbti-persons. 

40 Ausführlichere Informationen siehe Wittenius (2020) „Status quo der LGBTI-Politik der Europäischen Union“ in Perspektiven 
auf die von der Europäischen Kommission angekündigte neue LGBTI-Strategie, Newsletter der Beobachtungsstelle 1/2020. 

41 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0698&qid=1607962873505&from=EN. 

https://www.coe.int/en/web/sogi/-/pace-report-denounces-the-rise-in-hatred-against-lgbti-persons
https://www.coe.int/en/web/sogi/-/pace-report-denounces-the-rise-in-hatred-against-lgbti-persons
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0698&qid=1607962873505&from=EN
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Strategie“). Am 17. Mai 2022 veröffentlichte die Untergruppe „LGBTIQ Equality Subgroup“ ihre 
erarbeiteten Leitlinien42 zur Erstellung von Nationalen Strategien und Aktionsplänen zur Stär-
kung der Gleichstellung von LGBTIQ-Personen. Ausführlich siehe Erfolgsfaktoren mit Bezug 
auf Nationale Aktionspläne für die Menschenrechte von LGBTIQ*-Personen. 

Die Europäische Union beschäftigt sich regelmäßig mit dem Thema der Akzeptanz und 
Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen und stellt diese Informationen zur Verfügung, bei-
spielweise  

• im Briefing des wissenschaftlichen Diensts des Europäischen Parlaments zu den 
Rechten von LGBTI-Personen in der EU (2021)43 

• oder im Rahmen der Spezialausgabe des Eurobarometers zur sozialen Akzeptanz 
von LGBTIQ-Personen und Diskriminierungswahrnehmung aufgrund von sexueller 
Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmalen (2019)44. 

• Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte hat 2020 die Ergebnisse ihrer 
zweiten umfassenden Studie seit 2012 zum Stand der LGBTI-Gleichstellung in der 
Europäischen Union „A long way to go for LGBTI equality“45 veröffentlicht. Darin for-
dert sie die Mitgliedstaaten nachdrücklich dazu auf, umfassende Aktionspläne, die 
die Rechte von LGBTI-Personen in allen Lebensbereichen vorantreiben, zu verab-
schieden und umzusetzen, um Diskriminierung von LGBTI-Personen zu bekämpfen 
(FRA 2020: 18; 20). Derzeit erarbeitet die Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte gemeinsam mit Expert*innen und Stakeholdern eine dritte Welle der 
Befragung zur Lage von LGBTI-Personen in Europa. Die Datenerhebung findet in 
2023 statt46. 

 

3.3 Europäische Zivilgesellschaft 

Auf europäischer Ebene existiert eine Reihe an Dachverbänden nationaler und regionaler 
LGBTIQ*-Organisation, die sich auf internationaler Ebene für die Belange von LGBTIQ*-Per-
sonen einsetzen und hierbei unter anderem eng mit den Institutionen der Europäischen Kom-
mission und des Europarats zusammenarbeiten. Weiterhin unterstützen sie ihre nationalen 
Mitgliedsorganisationen beispielweise bei strategischer Prozessführung und Stärkung ihrer 

                                                

42 https://tgeu.org/wp-content/uploads/2022/06/20220525-guidelines-for-strategies-and-action-plans-to-enhance-LGBTIQ-equa-
lity.pdf.  

43 Briefing des wissenschaftlichen Diensts des Europäischen Parlaments zu den Rechten von LGBTI-Personen in der EU: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/690601/EPRS_BRI(2021)690601_EN.pdf. 

44 Spezialausgabe des Eurobarometers zur sozialen Akzeptanz von LGBTIQ-Personen und Diskriminierungswahrnehmung auf-
grund von sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmalen: https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-
fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/eurobarometer-social-acceptance-lgb-
tiq-people-eu-2019_en. 

45 https://fra.europa.eu/en/publication/2020/eu-lgbti-survey-results. 

46 https://fra.europa.eu/sites/default/files/2022-01/PD_2022-2024_EN.pdf, p.42.  

https://tgeu.org/wp-content/uploads/2022/06/20220525-guidelines-for-strategies-and-action-plans-to-enhance-LGBTIQ-equality.pdf
https://tgeu.org/wp-content/uploads/2022/06/20220525-guidelines-for-strategies-and-action-plans-to-enhance-LGBTIQ-equality.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/690601/EPRS_BRI(2021)690601_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/eurobarometer-social-acceptance-lgbtiq-people-eu-2019_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/eurobarometer-social-acceptance-lgbtiq-people-eu-2019_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality/eurobarometer-social-acceptance-lgbtiq-people-eu-2019_en
https://fra.europa.eu/en/publication/2020/eu-lgbti-survey-results
https://fra.europa.eu/sites/default/files/2022-01/PD_2022-2024_EN.pdf
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Strukturen durch Hilfe bei Fundraising, Organisationsentwicklung und strategischer Kommu-
nikation. 

Zu den größten Organisationen gehören  

• ILGA-Europe47, ein Dachverband für über 600 LGBTIQ*-Organisationen aus 54 eu-
ropäischen und zentralasiatischen Ländern, 

• Transgender Europe (TGEU)48, ein Dachverband mit derzeit 183 Organisationen 
in 47 europäischen und zentralasiatischen Ländern mit einem Fokus auf Belange 
von trans Personen, 

• die Organisation Intersex Europe (OII Europe)49, ein globales Netzwerk von inter-
sex Organisationen, 

• die Eurocentralasian Lesbian* Community (EL*C)50, ein lesbisch feministisch in-
tersektionales Netzwerk zur Sichtbarkeit der Lebenssituation lesbischer Frauen und 

• die International LGBTQI Youth & Student Organisation (IGLYO)51, das größte 
globale Netzwerk für LGBTQI Jugendliche und Studierende mit 95 Mitgliedsorgani-
sationen in über 40 Ländern. 

 

ILGA-Europe beobachtet und analysiert die Verabschiedung und Umsetzung von Nationalen 
Aktionsplänen in Europa seit 2009 regelmäßig im Rahmen des Rainbow Index52 und unter-
stützt seine Mitgliedsorganisationen aktiv dabei, für die Erstellung von Aktionsplänen einzutre-
ten sowie bei entsprechenden Konsultationen mit nationalen Regierungen53. Auch TGEU stellt 
in einem Bericht zu Menschenrechten und Geschlechtsidentität fest, dass die Gleichstellung 
von trans Personen nicht erreicht werde ohne die Annahme umfassender und spezifischer 
Aktionspläne, idealerweise auf nationaler Ebene statt regional oder lokal. TGEU begleitet den 
Stand der Rechte von trans Personen in Europa und Zentralasien mit einer eigenen Trans 
Rights Map.54 Auch OII Europe stellt jedes Jahr eine Übersicht guter Praxisbeispiele im Be-
reich der Gleichstellung von intersex Personen vor.55 

                                                

47 ILGA-Europe – European Region of the International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex Association: https://www.ilga-
europe.org/. 

48 Transgender Europe: https://tgeu.org/about-us/. 

49 Organisation Intersex International Europe: https://oiieurope.org/about/. 

50 Eurocentralasian Lesbian* Community: https://europeanlesbianconference.org/about-elc/. 

51 IGLYO – The International Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Queer and Intersex (LGBTQI) Youth & Student Organisation 
https://www.iglyo.com/network/. 

52 Siehe Aktionspläne mit Fokus auf LGBTIQ*-Personen, Webseite des Rainbow Index: https://www.rainbow-europe.org/. 

53 Weitere Informationen: https://ilga-europe.org/old_website/what-we-do/our-advocacy-work/equality-through-action-plans. 

54 TGEU Human Rights and Gender Identity – Best Practice Catalogue (2016): https://tgeu.org/human-rights-gender-identity-
best-practice-catalogue/, S.43; Trans Rights Maps: https://tgeu.org/tag/trans-rights-europe-map/. 

55 OII Europe Good Practice Map: https://oiieurope.org/library-en/map/.  

https://www.ilga-europe.org/
https://www.ilga-europe.org/
https://tgeu.org/about-us/
https://oiieurope.org/about/
https://www.iglyo.com/network/
https://www.rainbow-europe.org/
https://ilga-europe.org/old_website/what-we-do/our-advocacy-work/equality-through-action-plans
https://tgeu.org/human-rights-gender-identity-best-practice-catalogue/
https://tgeu.org/human-rights-gender-identity-best-practice-catalogue/
https://tgeu.org/tag/trans-rights-europe-map/
https://oiieurope.org/library-en/map/
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Eine Übersicht der genannten Dokumente findet sich ebenfalls im Anhang: Grundlagendoku-
mente auf internationaler Ebene und Studien/Datenerhebungen. 
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4 Konzipierung eines Nationalen Aktionsplans: Prozess 
und Erfolgsfaktoren 

Es obliegt jedem Land selbst, die Förderung und den Respekt der Menschenrechte sicherzu-
stellen und umzusetzen. Nationale Aktionspläne als Instrument des internationalen Menschen-
rechtsschutzes sowie auch spezifisch in Bezug auf die Stärkung und den Schutz der Men-
schenrechte von LGBTIQ*-Personen werden auf internationaler Ebene klar befürwortet und 
beispielweise von der Europäischen Union bei ihren Mitgliedstaaten eingefordert. Siehe EU-
Ebene: Forderungen nach Nationalen Aktionsplänen mit Fokus auf die Rechte von LGBTIQ*-
Personen. Auch auf nationaler Ebene gibt es in Deutschland auf politischer und zivilgesell-
schaftlicher Ebene starke Forderungen nach der Einsetzung eines solchen Plans spezifisch 
für die Belange von LGBTIQ*-Personen. Siehe Deutschland: Ausgangslage und erste Schritte 
für die Erstellung eines Nationalen Aktionsplans mit dem Fokus auf die Rechte von LGBTIQ*-
Personen. 

Es steht eine breite Palette an Hilfestellung zur Verfügung durch Handbücher, Erfahrungsaus-
tausche guter Praxisbeispiele und Datenerhebungen durch internationale Organisationen wie 
die Vereinten Nationen, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
und der Europarat, die Europäische Union und ihre Agenturen oder nationale und internatio-
nale zivilgesellschaftliche Organisationen. Im Folgenden werden grundlegende Schritte der 
Erstellung, Umsetzung und Evaluation eines Nationalen Aktionsplans sowie konkrete evidenz-
basierte Erfolgsfaktoren dargestellt. Eine Übersicht der genannten Dokumente findet sich 
ebenfalls im Anhang: Grundlagendokumente auf internationaler Ebene und Studien/Datener-
hebungen. 

4.1 Prozessmanagement-Zyklus 

Das Handbuch zu Nationalen Aktionsplänen zur Förderung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen charakterisiert Nationale Aktionspläne sowohl als Ergebnis als auch Prozess, beide 
Dimensionen gleichermaßen bedeutend (VN 2002: 13). Dementsprechend ist das zu erstel-
lende Dokument des Aktionsplans genauso wichtig wie der Prozess der Umsetzung in allen 
seinen Phasen. Basierend auf diesem Handbuch sowie weiterer einschlägiger Literatur der 
Europäischen Union und des Europarats zur Umsetzung von Aktionsplänen zur Förderung der 
Menschenrechte und Demokratie, hat das Danish Institute for Human Rights56 gemeinsam mit 
dem International Corporate Accountability Roundtable den Lebenszyklus eines Nationalen 
Aktionsplans in fünf Hauptphasen eingeteilt (DIHR/ICAR 2017: 18; 56): 

 

                                                

56 Projekt: One stop shop for information regarding the development of National Action Plans https://globalnaps.org/about/. 

 

https://globalnaps.org/about/
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Schritt 1: Steuerung und Ressourcen  

Die erste zentrale Vorbedingung für die Arbeit an einem Aktionsplan ist der erklärte politische 
Wille, den Prozess der Entwicklung und Umsetzung dieses langfristig sicherzustellen und zu 
priorisieren. Finanzielle Ressourcen müssen hierbei nicht nur für die Erstellung, sondern eben-
falls für die Durchführung und den Monitoring-Prozess langfristig eingestellt werden. Hierzu 
gehört weiterhin die klare Verteilung von und Kommunikation über die Zuständigkeiten im Rah-
men eines Steuerungsrahmens festzulegen, beispielsweise eine bestimmte staatliche Stelle. 
Es muss sichergestellt werden, dass eine verantwortliche Stelle über die organisatorischen 
Kapazitäten, politische Autorität und Ressourcen, die für die Entwicklung eines Aktionsplans 
erforderlich sind, verfügt. Des Weiteren muss über diesen Knotenpunkt die Zusammenarbeit 
und Koordinierung aller betroffenen Regierungsstellen sichergestellt werden. Zu Beginn der 
Arbeit sollte der Arbeitsplan zur Aktionsplan-Erstellung inklusive Zeitplan, Meilensteine und 
Beteiligungsmöglichkeiten transparent an die Öffentlichkeit kommuniziert werden. Um die Be-
teiligung aller relevanten Stakeholder, insbesondere marginalisierter und vulnerabler Gruppen, 
sicherzustellen, ist es hilfreich ein Stakeholder Mapping mit entsprechendem Fokus durchzu-
führen (DIHR/ICAR 2017: 19-25). 
  

Etablierung eines 
Steuerungsrahmens für 

den Aktionsplan

umfassende Betrachtung 
der aktuellen Situation 
zur Bedarfsermittlung

Nationalen Aktionsplan 
erarbeiten: Umfang, 

Inhalt und 
Prioritätensetzung

Umsetzung, Monitoring 
und Review-Prozesse

Aktualisierung des 
Aktionsplans

Darstellung 1: Prozessmanagement-Zyklus: Nationaler Aktionsplan 
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Schritt 2: Bedarfsermittlung 

Die Bedarfsermittlung57 soll den aktuellen Stand der Umsetzung bestimmter Rechte im Hin-
blick auf juristische und politische Lücken analysieren. Es kann hierbei eine Kombination aus 
quantitativen Methoden, beispielweise existierende Daten oder Neuerhebung durch Umfragen 
und qualitativen Methoden wie Interviews mit Expert*innen(gruppen) zurückgegriffen werden. 
Eine systematische Bedarfsermittlung sollte umfassend sein und alle relevanten Bereiche und 
Querschnittsthemen berücksichtigen. Der Prozess der Bedarfsermittlung und die Ergebnisse 
sollten für alle relevanten Stakeholder transparent sein. Die Ergebnisse sollten im Vorfeld von 
wichtigen Entscheidungen über den Umfang, Inhalt und Prioritätensetzung des Aktionsplans 
vorliegen (DIHR/ICAR 2017: 25-32). 

Schritt 3: Umfang, Inhalt und Prioritätensetzung 

Ein Aktionsplan soll prinzipiell alle relevanten Themenbereiche und Personengruppen abde-
cken, jedoch geben die vorhergegangene Bedarfsermittlung und Ergebnisse der Beteiligung 
der Stakeholder die Möglichkeit oder auch Erfordernis bestimmte Bereiche zu priorisieren. Es 
ist wichtig, dass der Aktionsplan auch hier transparent darlegt, welche Erkenntnisse ihm zu-
grunde liegen und wie die Maßnahmen konkret zur Erreichung des übergeordneten Ziels bei-
tragen. In jedem Fall soll ein Aktionsplan einen Fokus auf besonders marginalisierte und vul-
nerable Gruppen beinhalten. Die Maßnahmen, die ergriffen werden sollen, müssen konkret, 
messbar, erreichbar, zeitlich definiert und relevant sein. Des Weiteren muss sichergestellt wer-
den, dass Bezüge zu bestehenden Strategien oder relevanten Initiativen für Synergien und im 
Sinne der Politikkohärenz und effizienten Ressourcennutzung hergestellt werden (DIHR/ICAR 
2017: 32-36). 

Schritt 4: Umsetzung, Monitoring und Review-Prozesse 

Die Veröffentlichung eines Aktionsplans am Ende des dritten Schrittes ist der Beginn der 
nächsten großen Phase der Umsetzung. Die Umsetzung eines Aktionsplans setzt eine Um-
setzungsplanung sowie Monitoring- und Review-Prozesse voraus. Weiterhin sind die Ergeb-
nisse beziehungsweise Zwischenergebnisse dieser Prozesse sehr hilfreich für den Lernpro-
zess zur Erstellung weiterer Aktionspläne oder im internationalen Austausch von guten Pra-
xisbeispielen. 

Die Integration eines Umsetzungsplans in den Aktionsplan beinhaltet die Angaben, welcher 
Akteur für die Umsetzung einer bestimmten Maßnahme verantwortlich ist und wie sie zeitlich 
umgesetzt werden soll. Das Monitoring zusammen mit einer periodischen Bestandsaufnahme 
des Umsetzungsprozesses verdeutlicht, in welchen Bereichen die Umsetzung erfolgt ist und 
bei welchen Maßnahmen es Schwierigkeiten gibt. Probleme können so frühzeitig, gegebenen-
falls unter Mithilfe der Stakeholder, adressiert und Maßnahmen nachgesteuert werden. Aus-
tauschmöglichkeiten auf europäischer oder internationaler Ebene sollten ebenfalls genutzt 
werden (DIHR/ICAR 2017: 36-46). 

                                                

57 Im konkreten Kontext der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte heißt diese Bedarfsermittlung „National Base-
line Assessment“ und ist ein vorgegebener Prozess. Das Vorgehen und die Zielsetzung lässt sich jedoch auch universell anwen-
den. 
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Schritt 5: Aktualisierung des Aktionsplans 

Um die Umsetzung der strategischen Ziele des Aktionsplans langfristig und nachhaltig sicher-
zustellen, sollte neben dem Monitoring und nach einer Anzahl an periodischen Bestandsauf-
nahmen der Aktionsplan aktualisiert werden. So kann auf erreichte Erfolge aufgebaut und 
nächste Schritte konsequent verfolgt werden (DIHR/ICAR 2017: 47). 

4.2 Erfolgsfaktoren 

Es existieren diverse Handbücher, Toolkits und Studien zur Erstellung von Nationalen Akti-
onsplänen, sowohl allgemein auf Menschenrechte58 bezogen, also auch fokussiert auf be-
stimmte Themen wie Gewalt gegen Frauen59, Wirtschaft und Menschenrechte60 oder die För-
derung der Rechte von LGBTI-Personen61. Aus diesen Materialien lassen sich Erfolgsfaktoren 
ableiten. Eine Liste aller relevanten Dokumente ist im Anhang Übersicht: Berücksichtigte Do-
kumente verfügbar. 

Erfolgsfaktoren mit Bezug auf Nationale Aktionspläne für Menschenrechte 

Das Handbuch von 2002 zu Nationalen Aktionsplänen zur Förderung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen gibt für die Konzipierung eines Aktionsplans einige allgemeine Faktoren 
an die Hand, die die Effektivität eines Aktionsplans beeinflussen. Diese sind: 

• Das Maß an politischer Unterstützung, 
• ein transparenter und partizipativer Planungsprozess, 
• die Reichweite der dem Aktionsplan zugrundeliegenden eingeholten Daten 

über die aktuelle Situation, 
• eine realistische Priorisierung und handlungsorientierte Planung, 
• klare Definition von Wirkungskriterien und starke Beteiligungsmechanis-

men für Monitoring und Evaluierung sowie 
• eine angemessene Bereitstellung von Ressourcen (VN 2002: 2). 

 

Diese Faktoren machen bereits deutlich, dass gute Politikinstrumente nicht nur im Erstellen 
politischer Dokumente zur ihrer Einsetzung begründet liegen, sondern durch die öffentlichen 
Institutionen und die Regierung, zivilgesellschaftliche Organisationen und Expertise aus For-
schung, Praxis und Politik unterstützt und getragen werden müssen. Dies hebt auch das Hand-

                                                

58 Beispielsweise FRA 2019; Europarat 2014; VN 2002.  

59 Beispielweise UN Women 2012. 

60 Beispielweise DIHR/ICAR 2017. 

61 Beispielsweise Europarat 2016. 
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buch von UN Women zur Erstellung Nationaler Aktionspläne gegen Gewalt gegen Frauen her-
vor. Weiterhin wird dort betont, dass auch (partizipative) Strukturen zur Umsetzung der po-
litischen Ziele gegeben sein müssen. Dies beinhaltet beispielsweise die Koordination und 
das Teilen von Informationen durch Netzwerke und zwischen staatlichen und zivilgesellschaft-
lichen Akteuren (UN Women 2012: 16). 

Der Europarat veröffentlichte im Nachgang eines Workshops zum Thema der Entwicklung 
und Umsetzung Nationaler Aktionspläne für Menschenrechte 2014 Schlussfolgerungen, die 
Empfehlungen für die folgende Auswahl praxisbezogener Schritte für die Entwicklung und Um-
setzung Nationaler Aktionspläne abdecken: 

• Start des Prozesses der Entwicklung eines Nationalen Aktionsplan mit einer Base-
line-Studie zur Menschenrechtslage, im Dialog mit Behörden, Zivilgesellschaft, na-
tionalen Menschenrechtsstrukturen und anderen Stakeholdern, 

• Partizipative Entwicklung und Umsetzung bei der Ausarbeitung des Nationalen 
Aktionsplans, koordiniert von einem speziellen Mechanismus oder Koordina-
tionseinheit mit Einbeziehung der Ministerien, Institutionen und Dienstleistern, die 
die Maßnahmen umsetzen sollen, 

• Synergien zwischen allgemeinen und themenbezogenen Aktionsplänen schaffen, 
verschiedene Aktionspläne sollten sich gegenseitig bestärken anstatt sich zu 
überschneiden oder zu ignorieren, 

• Einbeziehung und Koordination mit allen Ebenen (kommunal, regional) bei Ent-
wicklung, Umsetzung und Monitoring Nationaler Aktionspläne, 

• Abstimmung der Ressourcen mit nationalen/lokalen Haushaltsplanungen zur Si-
cherstellung einer angemessenen Finanzierung der Maßnahmen, 

• Unabhängige Evaluierung im Anschluss an die Umsetzungsphase gewährleisten, 
in der die Gesamtwirkung des Aktionsplans bewertet wird (Europarat 2014: 3-8). 

 

Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte hat 2020 einen Bericht über Vorge-
hensweisen und Erfahrungen bei der Arbeit mit Nationalen Menschenrechtsaktionsplänen in 
der EU62 veröffentlicht und die (vertrauliche) Diskussion der nationalen Ansprechpersonen für 
Menschenrechte zusammengefasst. Es wurden unter anderem die folgenden Erfolgsfaktoren 
identifiziert: 

• Inklusive Gestaltung des gesamten Prozesses von Erstellung, Durchführung bis 
Evaluation, 

• Ausreichende Bereitstellung von Ressourcen für die Umsetzung der Maßnah-
men sowie eines Evaluierungsprozesses, 

• Erstellung einer nationalen Kommunikationsstrategie, 
• Politischer Wille und Durchsetzungskraft zur Umsetzung des Aktionsplans, 

                                                

62 https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/2020_outcome-report-wp-national-human-rights-action-plans.pdf. 

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/2020_outcome-report-wp-national-human-rights-action-plans.pdf
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• Ownership der Ziele auch auf lokaler Ebene, nationalen Menschenrechtsorganisa-
tionen und dem Privatsektor (FRA 2019: 11f.). 

Im Rahmen einer Studie der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte wird konkret 
auch die Einbindung aller Ebenen, insbesondere der regionalen/kommunalen Ebene, her-
vorgehoben, da Diskriminierung in alltäglichen Interaktionen im öffentlichen Raum, Schulen 
und Arbeitsumfeld hier adressiert werden muss (FRA 2020: 18). 

Erfolgsfaktoren mit Bezug auf Nationale Aktionspläne für die Menschenrechte 
von LGBTIQ*-Personen 

2016 veröffentlichte der Europarat einen zusammenfassenden Bericht63 eines Seminars mit 
Beteiligung nationaler Regierungen der Mitgliedstaaten, nationaler Menschenrechtsorganisa-
tionen und zivilgesellschaftlichen Organisationen bezogen auf die Förderung und den Schutz 
der Menschenrechte von LGBTI-Personen durch Nationale Aktionspläne. 

Der Bericht hebt hervor, dass Fortschritt in diesem Bereich sehr unterschiedlich stattfinden 
kann, sei es durch die Verabschiedung eines Aktionsplans, die Aktualisierung bestehender 
Politiken oder Mainstreaming der Themen sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität in 
umfassenderen Verpflichtungen zu den Menschenrechten. Wichtig ist, dass der jeweilige An-
satz in den weiteren politischen und rechtlichen Kontext passt (Europarat 2016: 8). 

Der Europarat fasst acht essentielle Punkte für die erfolgreiche Umsetzung Nationaler Akti-
onspläne zusammen (Europarat 2016: 13): 

1. Erreichbar: realistische Ziele, deren Entwicklung und Umsetzung von den zuständi-
gen staatlichen Stellen unterstützt werden 

2. Angemessene Ressourcen: erforderliche zeitliche, personelle und finanzielle Res-
sourcen müssen den beteiligten Stellen zur Verfügung stehen 

3. Zusammenarbeit: LGBTI-Community wird von staatlichen Stellen einbezogen 
4. Umfassend: alle Bereiche der staatlichen Verantwortung, die Auswirkungen auf das 

Leben von LGBTI-Personen und ihren Familien haben, werden thematisiert 
5. Mutig: sensible Themen ansprechen (z.B. Familienrechte, Rechte von Transgender-

Personen, einschließlich der Geschlechtsangleichung, oder Rechte von inhaftierten 
LGBTI-Personen) 

6. Mainstreaming: Alle Regierungsebenen und -bereiche wissen, wie sich der Aktions-
plan auf ihre Zuständigkeiten auswirken wird 

7. Monitoring und Evaluierung: Verstöße gegen die Menschenrechte werden über-
wacht, die Umsetzung des Aktionsplans bewertet und Maßnahmen erforderlichen-
falls aktualisiert 

8. Gut kommuniziert: Einbeziehung der Öffentlichkeit ist der Schlüssel zum Erfolg na-
tionaler Aktionspläne, insbesondere gegen Widerstände 

                                                

63 https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168066d620. 

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168066d620
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Die von der Europäischen Kommission eingerichtete Untergruppe „LGBTIQ Equality Sub-
group“ der Hochrangigen Gruppe zu Nichtdiskriminierung, Gleichstellung und Vielfalt (siehe 
Europäische Union) hat 2022 ebenfalls Leitlinien zur Erstellung von Nationalen Strategien und 
Aktionsplänen zur Stärkung der Gleichstellung von LGBTIQ-Personen veröffentlicht. Auf der 
Grundlage der vorhandenen Datenlage, Erfahrungen und ausführlicher Diskussionen im Rah-
men der Untergruppe legen die entwickelten Leitlinien fünf Dimensionen dar, die den Schutz 
der Rechte von LGBTIQ-Personen in der Europäischen Union durch Nationale LGBTIQ-Akti-
onspläne gewährleisten (EU KOM 2022). 

Fünf Dimensionen für LGBTIQ-Aktionspläne (EU KOM 2022: 9): 

1. Sicherstellung einer präzisen und sorgfältigen Bewertung der Situation der LGBTIQ-
Gleichstellung in Unterstützung evidenzbasierter Politikgestaltung, 

2. Ermittlung der wichtigsten Herausforderungen der LGBTIQ-Gleichberechtigung un-
ter Berücksichtigung der Lage der schutzbedürftigsten Gruppen, 

3. Festlegung klarer, ehrgeiziger und messbarer Prioritäten zur Förderung der LGB-
TIQ-Gleichberechtigung und Schaffung von Awareness, 

4. Gewährleistung eines effektiven rechtlichen Schutzes von LGBTIQ-Personen und 
ordnungsgemäßer Strafverfolgung, 

5. Transparente Verwaltung, Führung und Koordinierung von Fragen der LGBTIQ-
Gleichstellung, Mainstreaming und aktive Einbindung der Zivilgesellschaft mit-
einbegriffen. 

 

Diese von Europarat und Europäischer Kommission zusammengetragenen Punkte, die jeweils 
auf den vorhandenen Datenlagen, Erfahrungen der nationalen Regierungen und zivilgesell-
schaftlichen Organisationen beim Schutz und der Förderung der Rechte von LGBTIQ-Perso-
nen basieren, führen die von Europarat, Europäischer Union und Vereinten Nationen gesam-
melten Erfolgsfaktoren in Bezug auf die Erstellung Nationaler Menschenrechtsaktionspläne 
zusammen (siehe Erfolgsfaktoren mit Bezug auf Nationale Aktionspläne für Menschenrechte) 
und konkretisieren diese im Hinblick auf Nationale Aktionspläne für die Menschenrechte von 
LGBTIQ-Personen. Insbesondere die neueren Leitlinien der Europäischen Kommission von 
2022 legen einen größeren Fokus auf die gesonderte Berücksichtigung der Lage besonders 
schutzbedürftiger Gruppen und eine evidenzbasierte Politikgestaltung, welche sich fest auf 
Daten zur Situation der LGBTIQ-Gleichstellung stützt. 

 

4.3 Lücke bei der Erhebung und Nutzung von Gleichstellungsdaten 

Es wurden auf internationaler Ebene klare allgemeingültige Vorgehensweisen wie die Schritte 
des Prozessmanagementzyklus für Nationale Aktionspläne (Kapitel 4.1) und Erfolgsfaktoren 
bei der Umsetzung Nationaler Aktionspläne mit Fokus auf die Rechte von LGBTIQ*-Personen 
im Besonderen (Kapitel 4.2) formuliert. Hier wird bereits der Punkt Datenerhebung als wichtige 
Komponente sowohl einer Bedarfsermittlung als auch des Monitorings- und Evaluationspro-
zesses hervorgehoben. Die Leitlinien der Europäische Kommission stellen hierzu fest, dass 
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ein umfassender Überblick über die Datenlage zur Situation von LGBTIQ-Personen der Grund-
stein für effektive Maßnahmen zur Verbesserung der Situation bildet und faktenbasierte Kom-
munikation hierüber die soziale Akzeptanz von LGBTIQ-Personen verbessern kann. Hierfür ist 
die Verfügbarkeit und regelmäßige Erhebung von Gleichstellungsdaten essentiell (EU KOM 
2022: 10). In der Praxis zeigt sich jedoch, dass in der Umsetzung auf nationaler Ebene oft die 
mangelnde Erhebung bzw. Verfügbarkeit von Gleichstellungsdaten ein großes Defizit darstellt. 
Laut einer Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung von 
2020 sollten die (gesetzlichen) Maßnahmen zur Stärkung der Rechte und Förderung der 
Gleichstellung von LGBTI-Personen durch allgemeine Maßnahmen begleitet werden, unter 
anderem auch die Sammlung von Daten zu sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität und 
Variationen der Geschlechtsmerkmale (OECD 2021: 171).64 Das folgende Unterkapitel gibt 
einen Überblick zum Thema der Probleme bei der Erhebung und Nutzung von Gleichstellungs-
daten sowie international entwickelte Empfehlungen. 

 

Was sind Gleichstellungsdaten? 

Die Europäische Kommission hat 2007 ein Europäisches Handbuch zu Gleichstellungsdaten 
herausgegeben, welches 2016 in einer aktualisierten Version erneut erschien. 

Hierin definiert sie Gleichstellungsdaten (en: equality data) als Information, die „für die Be-
schreibung und Analyse des Stands der Gleichbehandlung nützlich ist. Dabei kann es sich 
um quantitative oder qualitative Informationen handeln. Gleichstellungsdaten könnten Ge-
samtdaten umfassen, die Ungleichheiten oder ihre Ursachen oder Auswirkungen auf die Ge-
sellschaft widerspiegeln. Manchmal können Daten, die primär zu anderen als gleichstel-
lungsbezogenen Zwecken erhoben werden, für die Erstellung von Gleichstellungsdaten ver-
wendet werden“ (EU KOM 2016: 15, eigene Übersetzung). 

Kernprinzipien zur Erhebung von Gleichstellungsdaten sind beispielsweise Anonymität, Frei-
willigkeit und Einverständnis nach Aufklärung über Sinn und Zweck der Datenerhebung sowie 
die Achtung der Selbstidentifikation der Befragten beziehungsweise Ermöglichung, beispiel-
weise mehrere Identitäten und Diskriminierungsgründe angeben zu können. Weiterhin ist es 
zentral, dass Vertreter*innen diskriminierter Gruppen am Prozess der Datenerhebung, -ana-
lyse und -verbreitung beteiligt sind und das Prinzip der Nichtschädigung – das heißt Aus-
schluss der Nutzung der Daten zur Planung oder Durchsetzung von Maßnahmen, die Ange-
hörige vulnerabler Gruppen schädigen oder schlechterstellen – gewahrt wird (Citizens for Eu-
rope/ Vielfalt Entscheidet 2021: 19). 

 

 

 

                                                

64 Es wird ebenfalls genannt: Durchsetzung gesetzlicher Bestimmungen in den Bereichen Bekämpfung von Diskriminierung, 
Hassverbrechen und Hassreden, siehe Arbeitspapier zum Thema Hasskriminalität: Molter 2022. 
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Was sind Herausforderungen bei der Erhebung von Gleichstellungsdaten? Welche 
Handlungsempfehlungen für die Erhebung gibt es? 

Die von der Europäischen Kommission koordinierte Hochrangige Gruppe für Nichtdiskriminie-
rung, Gleichstellung und Vielfalt65 setzte im Februar 2018 eine neue Untergruppe zu Gleich-
stellungsdaten ein, koordiniert von der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, um 
die Mitgliedstaaten bei der Erhebung und Nutzung dieser zu unterstützen.66 Die Untergruppe 
hat bereits Leitlinien zur Verbesserung der Erhebung und Nutzung von Gleichstellungsdaten 
im Allgemeinen angenommen.67  

Die bisherige Arbeit der Untergruppe zeigt, dass die Mitgliedstaaten bei der Datenerhebung 
und -nutzung im Bereich Gleichstellungsdaten zwar teils durch national spezifische Kontexte 
mit unterschiedlichen Problemlagen konfrontiert sind. Dennoch sind europäisch übergreifende 
gemeinsame Herausforderungen klar erkennbar. Hierzu gehören beispielweise das Fehlen ei-
nes koordinierten und systematischen Ansatzes zur Erhebung von Gleichstellungsdaten sowie 
unzureichende Ressourcen und damit einhergehende Unterschätzung der Bedeutung der Er-
hebung von Gleichstellungsdaten. Weiterhin besteht oft ein Ungleichgewicht bei der Erhebung 
von Daten zu einzelnen Diskriminierungsgründen und unterschiedlichen Lebensbereichen, 
was eine intersektionale Betrachtung erschwert. Tendenziell weniger ausgeprägt ist auch die 
Erhebung von Daten über Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und der Ge-
schlechtsidentität. Nicht zuletzt ist die inkorrekte Auslegung der geltenden Datenschutzanfor-
derungen wie der Datenschutz-Grundverordnung (DSFVO) ein Grund für die Annahme, dass 
die Erhebung personenbezogener Daten wie die ethnische Herkunft, die Religion oder die 
sexuelle Orientierung einer Person verboten sei – dies ist jedoch nicht der Fall innerhalb be-
stimmter Grenzen (EU KOM 2018: 9f.). 

Die Leitlinien der Untergruppe zu Gleichstellungsdaten legen umfassend dar, wie die EU-Mit-
gliedstaaten einerseits institutionell und strukturell sowie andererseits in der Praxis die Daten-
erhebung verbessern können. Die Empfehlungen umfassen im Einzelnen die folgenden Be-
reiche: 

Institutionelle und strukturelle Ebene: 

• „Mapping“ (Bestandsaufnahme) bestehender Quellen von Gleichstellungsdaten und 
Identifikation von Datenlücken, 

                                                

65 Eine Gruppe bestehend aus Vertreter*innen der EU-Mitgliedstaaten zur Begleitung der Entwicklung und Umsetzung von Poli-
tiken auf EU- und nationaler Ebene im Bereich Bekämpfung von Diskriminierung, Förderung von Gleichstellung und Diversität, 
die von der Generaldirektion Justiz (GD JUST) koordiniert wird. Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/transparency/expert-
groups-register/screen/expert-groups/consult?do=groupDetail.groupDetail&groupID=3328. 

66 Die Arbeitsgruppe wird von der Europäischen Grundrechteagentur koordiniert und begleitet und soll die Mitgliedstaaten dabei 
unterstützen, die Sammlung und Nutzung von Gleichstellungsdaten zu verbessern. Weitere Informationen: https://ec.eu-
ropa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/equality-data-collection_de. 

67 Guidelines on improving the collection and use of equality data: https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/en-guidelines-im-
proving-collection-and-use-of-equality-data.pdf. Ergänzend zu den Guidelines wurde ein Kompendium (Compendium of practices 
for equality data collection: https://fra.europa.eu/en/promising-practices-list) eingerichtet sowie ein Instrument für die Mitgliedstaa-
ten zur Untersuchung der nationalen Situation und Identifizierung von Lücken in der eigenen Datenerhebung (Diagnostic Mapping 
Tool zum Download verfügbar: https://fra.europa.eu/en/themes/equality-non-discrimination-and-racism/about-compendium) ent-
wickelt. 

https://ec.europa.eu/transparency/expert-groups-register/screen/expert-groups/consult?do=groupDetail.groupDetail&groupID=3328
https://ec.europa.eu/transparency/expert-groups-register/screen/expert-groups/consult?do=groupDetail.groupDetail&groupID=3328
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/equality-data-collection_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/equality-data-collection_de
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/en-guidelines-improving-collection-and-use-of-equality-data.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/en-guidelines-improving-collection-and-use-of-equality-data.pdf
https://fra.europa.eu/en/promising-practices-list
https://fra.europa.eu/en/themes/equality-non-discrimination-and-racism/about-compendium
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• Förderung der interinstitutionellen Zusammenarbeit bei der Erhebung und Nutzung 
von Gleichstellungsdaten, 

• Einrichtung eines Data Hubs zu Gleichstellung und Nichtdiskriminierung, 
• Aufbau institutioneller Kapazitäten, um belastbare und verlässliche Gleichstellungs-

daten zu erheben, 
• Ermöglichung der effektiven Nutzung von Gleichstellungsdaten ermöglichen. 

Operative Ebene: 

• Vollständigkeit von Gleichstellungsdaten sicherstellen, 
• Verankerung von Gleichstellungsdaten in Erhebungen auf EU- und nationaler 

Ebene, 
• Regelmäßige und rechtzeitige Erhebung von Gleichstellungsdaten, 
• Erhöhung der Validität und Zuverlässigkeit von Gleichstellungsdaten, 
• Sicherstellung der Repräsentativität der Gleichstellungsdaten, 
• Verbesserung der Vergleichbarkeit der Gleichstellungsdaten (EU KOM 2018: 13-22). 

 

Gleichstellungsdaten mit Fokus auf LGBTIQ*-Personen 

Auf europäischer Ebene erhebt die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte seit 2012 
Daten zum Stand der LGBT(I)-Gleichstellung in der Europäischen Union. Siehe hierzu Euro-
päische Union. 

Zur Datenlage auf nationalstaatlicher Ebene gibt die Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung in ihrer Studie von 2020 an, dass nur eine geringe Anzahl ihrer 
Mitgliedstaaten Fragen in national repräsentative Umfragen integriert hat, die Informationen 
über sexuelle oder geschlechtliche Minderheiten liefern. Die nationale Politik kann sich ent-
sprechend in den meisten Fällen nur auf wenige sachdienliche Informationen stützen, solange 
es an einer sorgfältigen Datenerfassung zu sexueller Orientierung, geschlechtlicher Identität 
und Variationen der Geschlechtsmerkmale fehlt. Diese Informationen sind jedoch entschei-
dend, um die Anliegen von LGBTI-Personen einzuschätzen und die Politikgestaltung zu stär-
ken (OECD 2021: 171). 

In einer Analyse von 2017 zur Situation der Datenerhebung in den EU-Mitgliedstaaten in 
Bezug auf LGBTI-Personen68 empfiehlt die Europäische Kommission den Mitgliedstaaten 
die Umsetzung der folgenden Aspekte: 

• Datenerhebung zu LGBTI-Personen durch nationale Forschungsprogramme unter-
stützen, insbesondere Programme zur Erforschung von trans- und inter Erfahrun-
gen, 

                                                

68 Europäische Kommission (2017): Analysis and comparative review of equality data collection practices in the European Union. 
Data collection in relation to LGBTI People. Abrufbar unter: https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-
on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb.  

https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb
https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb
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• Integration von Fragen zu sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität und Ge-
schlechtsmerkmalen im Rahmen nationaler Erhebungen im Bereich der Sozialfor-
schung, einschließlich des nationalen Zensus, 

• Identifizierung und Verbreitung von guten Praxisbeispielen für den öffentlichen und 
privaten Sektor zur Erhebung von Daten zu sexueller Orientierung, Geschlechtsi-
dentität und Geschlechtsmerkmalen, 

• Ermutigung von Schlüsselakteuren wie Arbeitgeber und Schulen zur Erhebung von 
Daten über homo- und transfeindliche Diskriminierung und Belästigung, 

• Einführung wirksamer Verfahren für die Erhebung von Daten über homo- oder trans-
feindliche Hassdelikte69, 

• Verbesserung der Erhebung von Daten über die Anzahl der Beschwerden wegen 
Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität und Ge-
schlechtsmerkmalen, die bei zuständigen Stellen wie Gleichstellungstellen, Ge-
richts- oder Verwaltungsorganen eingereicht werden (EU KOM 2017: 22). 

 

Gute Praxisbeispiele der Erhebung von Gleichstellungsdaten in Bezug auf LGBTIQ* 

Eine Expertise für die Fachkommission Integrationsfähigkeit des Deutschen Bundestags von 
2021 stellt fest, dass Deutschland im internationalen und europäischen Vergleich als „Schluss-
licht“ hinter etablierten Standards einer differenzierten Erhebung von Gleichstellungsdaten zu-
rückfällt (Citizens for Europe/ Vielfalt Entscheidet 2021: 29). Gute Beispiele, wie eine solche 
Datenerfassung geführt bzw. vorbereitet werden kann, liefern beispielweise Dänemark und 
Großbritannien: 

Dänemark ist im Erhebungszeitraum der Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung das einzige Land, das sowohl eine Frage zur Selbstidentifikation 
der sexuellen Orientierung (heterosexuell, homosexuell oder bisexuell) als auch Informationen 
zur Geschlechtsidentität in mindestens einer national repräsentativen Umfrage erhebt.70 Auch 
ILGA-Europe hob 2020 im Rahmen des Rainbow Index die umfassende Datenerhebung in 
Dänemark hervor, konkret im Rahmen der SEXUS-Studie.71 SEXUS ist eine prospektive Ko-
hortenstudie (d.h. eine Längsschnittstudie vergleichend zwischen LGBTIQ* und nicht LGB-
TIQ*-Menschen, die die befragten Personen über einen längeren Zeitraum begleitet und in 
regelmäßigen Abständen befragt) basierend auf einer Zufallsstichprobe von Menschen in Dä-
nemark im Alter von 15 bis 89 Jahren. Die Studie ist die weltweit erste Studie dieser Art mit 
einem starken Fokus auf sexueller Gesundheit. Der digitale Fragebogen des Projekts deckt 
ein breites Spektrum an Themen der sexuellen Gesundheit und Lebensqualität ab, wie sexu-

                                                

69 Siehe hierzu auch Molter 2022. 

70 Steckbrief Dänemark der OECD Over the Rainbow Studie: https://www.oecd.org/denmark/OECD-LGBTI-2020-Over-The-Rain-
bow-DENMARK.pdf. 

71 Steckbrief Dänemark aus dem Rainbow Index 2020: https://www.ilga-europe.org/report/annual-review-2020/, p.43.  

https://www.oecd.org/denmark/OECD-LGBTI-2020-Over-The-Rainbow-DENMARK.pdf
https://www.oecd.org/denmark/OECD-LGBTI-2020-Over-The-Rainbow-DENMARK.pdf
https://www.ilga-europe.org/report/annual-review-2020/


Erstellung Nationaler Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen 

26 

 

elle Identität, Orientierung, Präferenzen, Erfahrungen, derzeitiges Verhalten, Probleme, Funk-
tionsstörungen und Einstellungen. Die gewonnenen Erkenntnisse basieren auf den Antworten 
von insgesamt 62.675 in die Hauptprobe einbezogenen Befragten.72 

Großbritannien führte 2019 im Vorfeld des Bevölkerungszensus 2021 eine Probeerhebung 
durch, die untersuchte, wie die Akzeptanz von Fragen zur sexuellen Orientierung und Ge-
schlechtsidentität erhöht werden kann. Unter anderem sollen die digitale Durchführung und 
die Aufforderung an die Befragten, die Fragen online und allein zu beantworten, dazu führen, 
dass die Fragen wahrheitsgemäß beantwortet werden. Außerdem stellte es sich als essentiell 
heraus, dass erklärt wurde, warum die Frage nach sexueller Orientierung und Geschlechtsi-
dentität gestellt wird und wozu die Daten gebraucht werden (OECD 2021: 172 f.). Der Zensus 
enthielt 2021 erstmals Fragen zur sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität, die bei-
spielweise nach demografischen Merkmalen wie Ethnizität oder Religion, Beschäftigungs- und 
Ausbildungsstatus, Wohnsituation und familiären Verhältnissen, Gesundheit und Wohlbefin-
den und geografischer Verteilung analysiert werden können.73 Erste Ergebnisse wurden im 
Juni 2022 veröffentlicht; die Veröffentlichung von Daten und unterstützender Kommentierung 
zu sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität ist für November bis Dezember 2022 ge-
plant.74 

  

                                                

72 Die Studie wird gemeinsam vom Statens Serum Institut (Department of Epidemiological Research) und der Aalborg University 
(Center for Sexology Research) durchgeführt. Der erste Bericht von Oktober 2019 ist ausschließlich auf Dänisch verfügbar, enthält 
aber eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse auf Englisch: https://www.projektsexus.dk/project-sexus-in-english.  

73 Office for National Statistics: Liste der Analysen, die zum Thema sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität mit den Daten 
des Zensus 2021 möglich sind: https://www.ons.gov.uk/census/censustransformationprogramme/census2021outputs/2021data-
products/analysis/sexualorientationandgenderidentityanalysisplanscensus2021. 

74 Weitere Informationen auf der offiziellen Webseite des Zensus: https://census.gov.uk/, zu sexueller Orientierung und Ge-
schlechtsidentität: https://www.ons.gov.uk/releases/sexualorientationandgenderidentitycensus2021inenglandandwales.  

https://www.projektsexus.dk/project-sexus-in-english
https://www.ons.gov.uk/census/censustransformationprogramme/census2021outputs/2021dataproducts/analysis/sexualorientationandgenderidentityanalysisplanscensus2021
https://www.ons.gov.uk/census/censustransformationprogramme/census2021outputs/2021dataproducts/analysis/sexualorientationandgenderidentityanalysisplanscensus2021
https://census.gov.uk/
https://www.ons.gov.uk/releases/sexualorientationandgenderidentitycensus2021inenglandandwales


Erstellung Nationaler Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen 

27 

 

5 Deutschland: Ausgangslage und erste Schritte für die Er-
stellung eines Nationalen Aktionsplans mit dem Fokus 
auf die Rechte von LGBTIQ*-Personen 

5.1 Schlüsseldokumente und Ausgangslage auf dem Weg zu einem Nationalen 
LGBTIQ*-Aktionsplan 

In Deutschland wird auf zivilgesellschaftlicher Ebene seit 2009 ein Nationaler Aktionsplan ge-
gen Homophobie vom Lesben und Schwulenverband (LSVD)75 gefordert. Die Parteien Bünd-
nis 90/Die Grünen und Freie Demokratische Partei haben in den Jahren 2019 und 2021 An-
träge76 mit der konkreten Forderung der Erstellung eines Nationalen Aktionsplans zu LGB-
TIQ*-Themen im Bundestag eingebracht. Weiterhin gab es 2020 einen Beschluss der Konfe-
renz der für Kinder-, Jugend- und Familienpolitik zuständigen Ministerinnen und Minister sowie 
Senatorinnen und Senatoren der Länder (JFMK), die sich für die Erstellung eines Nationalen 
Aktionsplans zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen ausspricht. Zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen wie beispielweise der Lesben- und Schwulenverband und der Bundesverband 
Trans* (BVT*) sowie das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) begleiten die politische 
Arbeit mit Stellungnahmen und Handlungsempfehlungen. 

Der Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Bündnis 
90/Die Grünen und den Freien Demokraten vom 24. November 2021 beinhaltet nun erstmals 
das konkrete Vorhaben einen ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz 
und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu entwickeln. Im Folgenden werden rele-
vante Dokumente mit Kernforderungen, die im Rahmen von Anträgen im Bundestag, Be-
schlüssen und Stellungnahmen die Entwicklung eines Nationalen Aktionsplans fordern, kurz 
chronologisch zusammengefasst. Eine Liste aller relevanten Dokumente ist im Anhang An-
träge und Stellungnahmen auf deutscher Ebene (chronologisch) verfügbar. 

Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus 

In Deutschland wurden in allen Bundesländern bis auf Bayern Landesaktionspläne zur LGB-
TIQ*-Gleichstellung angenommen.77 Auf Bundesebene nahm der im Juni 2017 verabschiedete 

                                                

75 Lesben- und Schwulenverband: https://www.lsvd.de/de/ct/819-Kurzvorstellung-Was-macht-der-Lesben-und-Schwulenver-
band-LSVD, siehe auch Chronik Nationaler Aktionsplan gegen LSBTI-Feindlichkeit: https://www.lsvd.de/de/ct/423-Gegen-Homo-
phobie-und-Transfeindlichkeit-Nationaler-Aktionsplan-fuer-Akzeptanz-sexueller-und-geschlechtlicher-Vielfalt. 

76 Mit einem Antrag können Abgeordnete in Fraktionsstärke den Bundestag auffordern, etwas Bestimmtes zu beschließen. Der 
Bundestag stimmt dann über diesen Antrag ab; dem kann (muss aber nicht) eine Beratung im zuständigen Ausschuss vorausge-
hen. So kann die Auffassung des Bundestages zu einem politischen Thema festgelegt werden. Ebenso kann die Bundesregierung 
aufgefordert werden, dem Bundestag über Erfahrungen mit einem verabschiedeten Gesetz zu berichten, sich zu Sachfragen zu 
äußern oder einen Gesetzentwurf vorzulegen. Weitere Informationen: https://www.bundestag.de/services/glossar/glossar/A/an-
traege-245326. 

77 Aktionspläne auf Ebene der Bundesländer: https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-haben-Aktionsplaene-ge-
gen-LSBTI-Feindlichkeit. Aufgrund des Fokus dieser Expertise auf Nationale Aktionspläne werden Aktionspläne auf regionaler 
Ebene nicht berücksichtigt. 

https://www.lsvd.de/de/ct/819-Kurzvorstellung-Was-macht-der-Lesben-und-Schwulenverband-LSVD
https://www.lsvd.de/de/ct/819-Kurzvorstellung-Was-macht-der-Lesben-und-Schwulenverband-LSVD
https://www.lsvd.de/de/ct/423-Gegen-Homophobie-und-Transfeindlichkeit-Nationaler-Aktionsplan-fuer-Akzeptanz-sexueller-und-geschlechtlicher-Vielfalt
https://www.lsvd.de/de/ct/423-Gegen-Homophobie-und-Transfeindlichkeit-Nationaler-Aktionsplan-fuer-Akzeptanz-sexueller-und-geschlechtlicher-Vielfalt
https://www.bundestag.de/services/glossar/glossar/A/antraege-245326
https://www.bundestag.de/services/glossar/glossar/A/antraege-245326
https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-haben-Aktionsplaene-gegen-LSBTI-Feindlichkeit
https://www.lsvd.de/de/ct/424-Welche-Bundeslaender-haben-Aktionsplaene-gegen-LSBTI-Feindlichkeit
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Nationale Aktionsplan gegen Rassismus das Thema Homophobie und Transfeindlichkeit erst-
mals auf.78 Im Vorfeld der Verabschiedung des Aktionsplans hatten der Lesben und Schwu-
lenverband und Bundesverband Trans* ihre bestehenden Forderungen an einen Aktionsplan 
in einem gemeinsamen Papier zusammengefasst.79 Diese Forderungen wurden in Anlage II 
„Menschenrechte schützen, Diskriminierung beseitigen“ des Aktionsplans aufgenommen.80 
Grundsätzlich wurde aus zivilgesellschaftlicher Perspektive die Aufnahme des Themas der 
Menschenrechte von LGBTIQ*-Personen in einen Nationalen Aktionsplan begrüßt, jedoch 
wurde der Mangel an konkreten Maßnahmen und Zielen mit LGBTIQ*-Bezug sowie der Man-
gel an Verbindlichkeit und Monitoring-Mechanismen kritisiert.81  

Antrag: „Vielfalt leben – Bundesweiten Aktionsplan für sexuelle und geschlechtliche 
Vielfalt auflegen“ (Bündnis 90/Die Grünen, 2019) 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen brachten am 15. Mai 2019 den Antrag „Vielfalt leben – 
Bundesweiten Aktionsplan für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt auflegen“ im Bundestag 
ein. Am 16. Dezember 2019 fand eine öffentliche Anhörung zum Antrag im Bundestagsaus-
schuss Familie, Senioren, Frauen und Jugend statt. Im Rahmen der Anhörung wurden auch 
Stellungnahmen der Zivilgesellschaft und des Deutschen Instituts für Menschenrechte aufge-
nommen. Der Bundesverband Trans* argumentiert, dass ein Nationaler Aktionsplan wirksam 
die Menschenrechte von LSBTIQ* in Deutschland schützen könnte und ein geeignetes Mittel 
darstellt, um bundesrechtliche Lücken in der Gleichstellung sowie Hassgewalt zu bekämpfen 
(BVT* 2019). Auch das Deutsche Institut für Menschenrechte stellt fest, dass sich das Instru-
ment eines Nationalen Aktionsplans zur Stärkung der Menschenrechte von LGBTI-Personen 
angesichts der menschenrechtlichen Handlungsbedarfe und Vielzahl von Themenfeldern und 
zuständigen Ressorts anbietet. Ein Aktionsplan ist laut Deutschem Institut für Menschenrechte 
insbesondere geeignet, um begleitend zu Rechtsänderungen ressortübergreifend weitere 
nicht gesetzgeberische Maßnahmen zu begleiten (DIMR 2019). Der Lesben und Schwulen-
verband sieht die Notwendigkeit eines Nationalen Aktionsplans gegen Homo- und Transpho-
bie auch vor dem Hintergrund des Anstiegs von gewalttätigen Angriffen und alltäglicher Aus-
grenzung gegeben.82 Der Antrag wurde am 19. Mai 2021 im Bundestag abgelehnt.83 

 

                                                

78 Pressemitteilung BMFSFJ 14.06.2017: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/bundesregierung-be-
schliesst-neuen-nationalen-aktionsplan-gegen-rassismus--116806, Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus (2017): 
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/116798/5fc38044a1dd8edec34de568ad59e2b9/nationaler-aktionsplan-rassismus-data.pdf. 

79 LSVD Papier „Menschenrechte schützen, Diskriminierungen beseitigen“ https://www.lsvd.de/de/ct/546-nationaler-aktionsplan-
nap-menschenrechte-schuetzen-diskriminierungen-beseitigen. 

80 Siehe LSVD et al. 2017. 

81 Gemeinsame Pressemitteilung der Bundesvereinigung Trans* (BVT*) und des Lesben- und Schwulenverbands (LSVD) vom 
14. Juni 2017: https://www.bundesverband-trans.de/koalitionsvertrag-nicht-eingehalten-bundesregierung-erweitert-nationalen-
aktionsplan-gegen-rassismus-nur-unzureichend-um-das-thema-lsbtiq-feindlichkeit/.    

82 https://www.lsvd.de/de/ct/423-Chronik-Nationaler-Aktionsplan-gegen-Homophobie-und-Transfeindlichkeit.  

83 https://dip.bundestag.de/vorgang/.../248238. 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/bundesregierung-beschliesst-neuen-nationalen-aktionsplan-gegen-rassismus--116806
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/presse/pressemitteilungen/bundesregierung-beschliesst-neuen-nationalen-aktionsplan-gegen-rassismus--116806
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/116798/5fc38044a1dd8edec34de568ad59e2b9/nationaler-aktionsplan-rassismus-data.pdf
https://www.lsvd.de/de/ct/546-nationaler-aktionsplan-nap-menschenrechte-schuetzen-diskriminierungen-beseitigen
https://www.lsvd.de/de/ct/546-nationaler-aktionsplan-nap-menschenrechte-schuetzen-diskriminierungen-beseitigen
https://www.bundesverband-trans.de/koalitionsvertrag-nicht-eingehalten-bundesregierung-erweitert-nationalen-aktionsplan-gegen-rassismus-nur-unzureichend-um-das-thema-lsbtiq-feindlichkeit/
https://www.bundesverband-trans.de/koalitionsvertrag-nicht-eingehalten-bundesregierung-erweitert-nationalen-aktionsplan-gegen-rassismus-nur-unzureichend-um-das-thema-lsbtiq-feindlichkeit/
https://www.lsvd.de/de/ct/423-Chronik-Nationaler-Aktionsplan-gegen-Homophobie-und-Transfeindlichkeit
https://dip.bundestag.de/vorgang/.../248238
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Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz für einen Nationalen Aktions-
plan zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen (2020) 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK)84 hat am 1. Juli 2020 den Beschluss „Ver-
abschiedung eines Nationalen Aktionsplans zugunsten der vollständigen rechtlichen und ge-
sellschaftlichen Gleichstellung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans*, Inter* und queeren 
Menschen – LSBTIQ“ angenommen. Die JFMK hat sich in ihrem Beschluss klar positioniert 
und erachtet es „als notwendig, geeignete Maßnahmen zu initiieren und zu verabschieden, um 
die Akzeptanz gegenüber LSBTIQ* Menschen zu erhöhen und LSBTIQ*-Feindlichkeit zu be-
kämpfen“. Hierzu gehört laut JFMK die „Verabschiedung eines Nationalen Aktionsplans zu-
gunsten der vollständigen rechtlichen und gesellschaftlichen Gleichstellung von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Trans*, Inter* und queren Menschen – LSBTIQ*“ (JFMK 2020).  

Antrag: „Vielfalt schützen – Homo- und transfeindliche Hasskriminalität bekämpfen“ 
(FDP, 2021)85 

Am 26. Januar 2021 brachte die Fraktion der FDP im Bundestag den Antrag "Vielfalt schützen 
– Homo- und transfeindliche Hasskriminalität bekämpfen" ein, in dem sie von der Bundesre-
gierung einen Nationalen Aktionsplan gegen Homo- und Transfeindlichkeit fordert. Am 7. Juli 
2021 fand vor dem Ausschuss für Inneres und Heimat eine entsprechende öffentliche Anhö-
rung statt, bei der die geladenen Sachverständigen ihre Positionen darlegten.86 Vor dem Ende 
der Legislaturperiode kam es nicht mehr zur Abstimmung im Bundestag. Sowohl der Antrag 
als die Beiträge der Sachverständigen legen den Fokus auf konkrete Bedarfe im Bereich Hass-
kriminalität: Für eine ausführliche Betrachtung wird daher an dieser Stelle auf die Publikation 
der Beobachtungsstelle Molter (2022) zum Thema Hasskriminalität verwiesen. 

Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2021 

Konkrete Forderungen für einen Nationalen Aktionsplan mit Fokus auf LGBTIQ*-Personen 
wurde in den Wahlprogrammen der Parteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die Linken und die 
FDP für die Bundestagswahl im September 2021 aufgenommen. Die entsprechenden Forde-
rungen unterscheiden sich im Grad der Konkretisierung und Verbindlichkeit. Das Bündnis 
90/Die Grünen fordert anknüpfend an den bereits vorliegenden Antrag der Bundestagsfraktion 
(Bündnis 90/Die Grünen 2019) einen bundesweiten, ressortübergreifenden Aktionsplan „Viel-
falt leben!“ für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt und nennt bereits Kern-
ziele und Begleitmaßnahmen (Bündnis 90/Die Grünen WP 2021). Die Forderungen der SPD 
und Partei die Linke sehen jeweils die Einsetzung eines Nationalen Aktionsplans vor (SPD: 

                                                

84 Die Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) ist das Fachgremium der für die Kinder-, Jugend- und Familienpolitik zu-
ständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder. Sie berät und beschließt über wichtige sowie 
grundsätzliche Angelegenheiten der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik. Weitere Informationen: https://jfmk.de/aufgaben/. 

85 Der Antrag der FDP-Fraktion wurde gemeinsam mit einem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Hass und Hetze gegen 
LSBTI wirksam bekämpfen“ (Drucksache 19/26886) vorgelegt. Beide Anträge haben einen starken Fokus auf Hasskriminalität: 
siehe hierzu Arbeitspapier der Beobachtungstelle zum Thema Hasskriminalität gegen LGBTIQ*-Personen: Molter 2022. 

86 Sachverständige: Bastian Finke, MANEO; Ines Karl, Ansprechperson für LSBTI bei der Staatsanwaltschaft Berlin; Marco Kling-
berg, VelsPol Berlin-Brandenburg e.V.; Sarah Ponti, Lesben- und Schwulenverband (LSVD); Cato Schirmer, LesMigraS/Lesben-
beratung e.V. Protokoll der Anhörung und weitere Informationen: https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschu-
esse19/a04_innenausschuss/anhoerungen/845354-845354. 

https://jfmk.de/aufgaben/
https://dserver.bundestag.de/btd/19/268/1926886.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/268/1926886.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a04_innenausschuss/anhoerungen/845354-845354
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a04_innenausschuss/anhoerungen/845354-845354
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„Nationaler Aktionsplan gegen Homo-, Bi-, Trans- und Interphobie und Gewalt gegen LSB-
TIQ*“; die Linke: „Nationaler Aktionsplan gegen LSBTIQA*-Feindlichkeit und für die Akzeptanz 
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt“), gehen jedoch nicht näher auf den Prozess hierzu ein. 
Das Wahlprogramm der FDP sieht vor, dass die Partei sich für einen Nationalen Aktionsplan 
gegen Homo- und Transfeindlichkeit, mit dem Ziel Diskriminierungen, Beleidigungen und Ge-
walt wirksam entgegenzutreten, einsetzt (FDP WP 2021). 

Koalitionsvertrag: Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 2021) 

Der Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 24. November 2021 
beinhaltet das konkrete Vorhaben: „Um Queerfeindlichkeit entgegenzuwirken, erarbeiten wir 
einen ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz und Schutz sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt und setzen ihn finanziell unterlegt um.“87 Im Januar 2022 wurde eben-
falls das neue Amt des Beauftragten der Bundesregierung für die Akzeptanz sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt (Queer-Beauftragter) geschaffen, welches der parlamentarische 
Staatsekretär im BMFSFJ, Sven Lehmann, ausfüllt.88 Der Koalitionsvertrag wurde von der Zi-
vilgesellschaft weitgehend positiv aufgenommen89, der Lesben und Schwulenverband be-
grüßte den „queerpolitischen Aufbruch“. 

5.2 Übersicht der Forderungen: Erste Schritte für die Erstellung eines Nationa-
len LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland 

Betrachtet man die Erstellung, Umsetzung und Evaluation eines Nationalen Aktionsplans auf 
der Prozessebene (Kapitel 4.1) wird deutlich, dass der erste große Schritt zur Erstellung eines 
Aktionsplans das klare politische Bekenntnis, hinterlegt mit den entsprechenden (finanziellen 
und personellen) Ressourcen, sowie die Einsetzung eines Steuerungsrahmens ist. Hinzu 
kommt die Analyse der bisherigen Situation im Rahmen einer umfassenden Bedarfsermittlung. 
Diese beiden ersten Prozessschritte sind entscheidend, um das Projekt zunächst anzustoßen 
und auf die Bedarfssituation ausrichten zu können. 

Die in Kapitel 3 und Kapitel 5.1 dargestellten Forderungen von europäischer und nationaler, 
zivilgesellschaftlicher und politischer Ebene gleichermaßen nach einem Nationalen Aktions-
plan mit Fokus auf die Rechte und Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland wer-
den im Folgenden in Bezug auf die ersten Prozessschritte zur Einsetzung eines Nationalen 
Aktionsplans (Kapitel 4.1) sowie unter Berücksichtigung der auf internationaler und europäi-
scher Ebene identifizierten Erfolgsfaktoren (Kapitel 4.2) thematisch zusammengefasst. Eine 

                                                

87 Koalitionsvertrag: Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit https://www.spd.de/filead-
min/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf, S. 119; Zusammenfassung des LSVD zu den queerpoliti-
schen Vorhaben im Koalitionsvertrag: https://www.lsvd.de/de/ct/6303-Welche-queerpolitischen-Vorhaben-stehen-im-Koalitions-
vertrag-der-Ampel. 

88 Pressemitteilung des BMFSFJ 5.1.2022: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/sven-lehmann-ist-neuer-
queer-beauftragter-191544. 

89 LSVD: https://www.lsvd.de/de/ct/6303-Welche-queerpolitischen-Vorhaben-stehen-im-Koalitionsvertrag-der-Ampel, BVT*: 
https://www.bundesverband-trans.de/darauf-haben-trans-personen-seit-jahrzehnten-gewartet/. 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
https://www.lsvd.de/de/ct/6303-Welche-queerpolitischen-Vorhaben-stehen-im-Koalitionsvertrag-der-Ampel
https://www.lsvd.de/de/ct/6303-Welche-queerpolitischen-Vorhaben-stehen-im-Koalitionsvertrag-der-Ampel
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/sven-lehmann-ist-neuer-queer-beauftragter-191544
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/sven-lehmann-ist-neuer-queer-beauftragter-191544
https://www.lsvd.de/de/ct/6303-Welche-queerpolitischen-Vorhaben-stehen-im-Koalitionsvertrag-der-Ampel
https://www.bundesverband-trans.de/darauf-haben-trans-personen-seit-jahrzehnten-gewartet/
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Übersicht der Forderungen im Wortlaut findet sich im Anhang Übersicht der Forderungen: 
Erste Schritte für die Erstellung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland.  

Politischer Wille 

Mit dem konkreten Vorhaben einen ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für Akzep-
tanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu entwickeln aus dem Koalitionsver-
trag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 24. November 2021, wurde bereits poli-
tischer Wille, wie er vom Deutschen Menschenrechtsinstitut (DIMR 2019) und politischen Par-
teien (SPD WP 2021, Bündnis 90/Die Grünen WP 2021, die Linke WP 2021, FDP WP 2021) 
gefordert wurde, demonstriert. Weiterhin werden belastbare Selbstverpflichtungen der zustän-
digen öffentlichen Stellen gefordert (Paritätischer 2021; LSVD 2020; LSVD 2019; Bündnis 
90/Die Grünen 2019; LSVD et al. 2017).  

Ziele und Maßnahmen 

Es werden klare, zeitlich definierte Zielvereinbarungen (Paritätischer 2021; LSVD 2020; LSVD 
2019; LSVD et al. 2017) sowie Maßnahmen (Bündnis 90/Die Grünen 2019) für alle Handlungs-
felder eines Nationalen Aktionsplans (JFMK 2020) mit messbaren Zwischenschritten auf 
Grundlage einer Studie zur Ausgangssituation (DIMR 2019) gefordert. In Bezug auf die Ziel-
vereinbarungen sollen außerdem verbindlich Maßnahmen und Zuständigkeiten festgelegt wer-
den sowie Fristsetzungen für die Maßnahmenumsetzung und Zielerreichung als auch Indika-
toren zur Messbarkeit ihrer Wirkungen via Evaluierungen und Datenbereitstellung erfolgen 
(BVT* 2019). Die Ziele sollen weiterhin intersektional gedacht werden (LSVD 2019). 

Ressourcen 

Von zivilgesellschaftlicher Seite werden angemessene Haushaltsmittel (Paritätischer 2021; 
LSVD 2020; LSVD 2019) und die konkrete finanzielle Unterlegung der Maßnahmen in Hinblick 
auf den Bundeshaushalt (BVT*/LSVD 2017) gefordert. Hier sollen die Einzelmaßnahmen fest 
in das Budget und die Personalzuständigkeit der jeweils verantwortlichen Ressorthaushalte 
integriert sein (BVT* 2019). Hierbei sollte ebenfalls die strukturelle Ausstattung der in den Pro-
zess der Entstehung und Umsetzung des Nationalen Aktionsplans einbezogenen zivilgesell-
schaftlichen Organisationen gesichert werden (LSVD 2019). Letzteres wird ebenfalls von Par-
teiseite gefordert: Institutionelle Förderung und Projektförderung der LSBTIQ*-Verbände, -Or-
ganisationen und -Stiftungen (Bündnis 90/Die Grünen WP 2021). Konkret soll der Nationale 
Aktionsplan finanziell mit 35 Millionen Euro pro Jahr abgesichert werden (Bündnis 90/Die Grü-
nen 2019). 

Kompetenzen 

Es sollen alle staatlichen Ebenen, das heißt Bund, Länder und Kommunen, zusammenarbei-
ten (Paritätischer 2021; LSVD 2020). Insbesondere die Beteiligung der Bundesländer bei der 
Erarbeitung eines Nationalen Aktionsplans wird hervorgehoben (JFMK 2020; LSVD et al. 
2017). Hierfür wird ebenfalls ein längerfristiger und (Ressorts sowie Bund-Länder) übergrei-
fender Planungsrahmen (BVT* 2019) gefordert. Im Sinne eines Querschnittsansatzes sollen 
die inhaltlichen und finanziellen Zuständigkeiten aller Bundesressorts einbezogen werden 
(JFMK 2020). Die institutionellen Verantwortlichkeiten und zugeordneten Ressourcen sollen 
klar geregelt und festgehalten werden (DIMR 2019). 
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Koordination des Gesamtprozesses inkl. Monitoring und Review 

Die Federführung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bei der 
Entwicklung und Koordinierung wird gefordert (JFMK 2020) und ausdrücklich als ressortüber-
greifende Aufgabe verstanden (Bündnis 90/Die Grünen 2019; LSVD 2019). Es sollen klare 
Berichtspflichten und Evaluation der Maßnahmen vorgesehen werden (JFMK 2020) sowie ein-
mal in einer Legislaturperiode in Form von einem an den Bundestag zuzuleitenden Bericht der 
Fortschritt evaluiert werden (Bündnis 90/Die Grünen 2019). Es soll entsprechende Zeit- und 
Arbeitspläne geben zur Umsetzung der Maßnahmen (LSVD 2019). Die fortlaufende Überprü-
fung der Umsetzung und ggf. Anpassung der Maßnahmen soll als Monitoring-Prozess festge-
legt werden (DIMR 2019). Die Evaluation soll die einzelnen Schritte des Aktionsplans, Strate-
gien und Maßnahmen reflektieren und diesen anhand der gemachten Erfahrungen weiterent-
wickeln (LSVD 2019). 

Beteiligungsmöglichkeit von Stakeholdern 

Die Erarbeitung und Umsetzung eines bundesweiten, ressortübergreifenden Nationalen Akti-
onsplans soll interdisziplinär und partizipativ im engen Dialog mit der Zivilgesellschaft und den 
Communities stattfinden (LSVD 2019; JFMK 2020; Bündnis 90/Die Grünen 2019; Bündnis 
90/Die Grünen WP 2021; DIMR 2019; BVT* 2019). Es soll eine geeignete Form des struktu-
rierten Dialogs zwischen Regierung und Zivilgesellschaft etabliert werden (BVT*/LSVD 2017), 
die Steuerung und Implementierung der Maßnahmen sollten in Zusammenarbeit mit der Zivil-
gesellschaft stattfinden, z.B. über einen Beirat. (LSVD 2019). Ein Nationaler Aktionsplan soll 
insgesamt die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben für alle garantieren 
(Bündnis 90/Die Grünen WP 2021) und soll als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gesehen 
werden (die Linke WP 2021). 

 

  



Erstellung Nationaler Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen 

33 

 

6 Zusammenfassung 

Betrachtet man die Erstellung, Umsetzung und Evaluation eines Nationalen Aktionsplans auf 
der Prozessebene (Kapitel 4.1) wird deutlich, dass der erste große Schritt zur Erstellung eines 
Aktionsplans das klare politische Bekenntnis, hinterlegt mit den entsprechenden (finanziellen 
und personellen) Ressourcen sowie die Einsetzung eines Steuerungsrahmens, ist. Die Ana-
lyse der bisherigen Situation im Rahmen einer umfassenden Bedarfsermittlung bildet den Aus-
gangspunkt für die Planungsarbeiten. Diese beiden ersten Prozessschritte sind entscheidend 
zur Installierung des Projektes. Erst darauffolgend beginnt die zweite große Phase der inhalt-
lichen Vorbereitung basierend auf der Bedarfsermittlung und mit Einbindung der Stakeholder 
und Ausarbeitung der konkreten Maßnahmen. Als dritte Phase können die Umsetzung sowie 
das damit verbundene Monitoring und regelmäßige Bestandsaufnahmen dieser in Verbindung 
mit der letztendlichen Aktualisierung des Plans gesehen werden. 

Die von den Vereinten Nationen, dem Europarat, der Europäischen Kommission und der 
Agentur der Europäischen Union für Grundrechte zusammengetragenen, evidenzbasierten Er-
folgsfaktoren bei der Erstellung von Aktionsplänen (Kapitel 4.2) weisen einige Gemeinsamkei-
ten auf: politischer Wille, Transparenz und starke Einbeziehung der Stakeholder, angemes-
sene, personelle und finanzielle Ressourcen, klar definierte, messbare und erreichbare Ziele, 
Koordination über alle Ebenen und Ressorts hinweg sowie gute Kommunikation und 
Mainstreaming. Die Berücksichtigung dieser Erfolgsfaktoren über den gesamten Prozess der 
Erstellung, Umsetzung und Aktualisierung eines Aktionsplans ist sinnvoll, um die Effektivität 
dieses zu gewährleisten. 

Neben der klaren Anforderung auf europäischer Ebene von Europarat, Europäischer Union 
und europäischer Zivilgesellschaft an die nationale Ebene zur Erstellung Nationaler LGBTIQ*-
Aktionspläne (Kapitel 3), gibt es auch in Deutschland seit über zehn Jahren Forderungen nach 
einem solchen Aktionsplan (Kapitel 5.1). Das konkrete Vorhaben einen ressortübergreifenden 
Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu 
entwickeln wurde im Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 24. 
November 2021 nun festgehalten. Die über einen langen Zeitraum immer wieder weiter aus-
gearbeiteten Forderungen nach einem Nationalen Aktionsplan mit besonderem Fokus auf die 
Rechte und Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen in Deutschland von zivilgesellschaftlicher 
und politischer Ebene gleichermaßen sind nun für die Ausgestaltung dieses Prozesses sehr 
hilfreich. 

Die Forderungen auf nationaler Ebene nach einem Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplan basie-
rend auf den genannten Schlüsseldokumenten wie Anträgen im Bundestag, Beschlüssen und 
Stellungnahmen zivilgesellschaftlicher Organisationen zeigen eine Reihe erster konkreter An-
sätze, um die ersten Schritte auf dem Weg der Erstellung eines solchen Aktionsplans zu gehen 
(Kapitel 5.2, im Wortlaut im Anhang: Übersicht der Forderungen: Erste Schritte für die Erstel-
lung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland). Basierend auf den auf interna-
tionaler und europäischer Ebene erarbeiteten Leitlinien und Erfolgsfaktoren für die Erstellung 
und Umsetzung Nationaler Aktionspläne (Kapitel 4) wurden diese Forderungen im Hinblick auf 
die ersten Prozessschritte und somit die Aspekte politischer Wille, Ziele und Maßnahmen, 
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Ressourcen, Kompetenzen, Koordination des Gesamtprozesses (inkl. Monitoring und Review) 
sowie Beteiligungsmöglichkeit von Stakeholdern zusammengefasst (Kapitel 5.2). 

Aus dieser Übersicht geht hervor, dass die folgenden Punkte für die Erstellung eines Nationa-
len Aktionsplans mit Fokus auf die Rechte und Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen gefor-
dert werden: 

• Konkrete und angemessene finanzielle Unterlegung im Bundeshaushalt und feste In-
tegration in die Ressorthaushalte sowohl der Maßnahmen als auch institutionelle bzw. 
Projektförderung für LGBTIQ*-Verbände, -Organisationen und -Stiftungen, Absiche-
rung von 35 Millionen Euro pro Jahr 

• Ressortübergreifende Koordination und Federführung beim Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend: Prozess der Erstellung, jährlicher Fortschrittsbe-
richt für den Bundestag, ggf. Anpassung der Maßnahmen sowie Evaluierung und Da-
tenbereitstellung 

• Ebenenübergreifende Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen so-
wie zwischen Ressorts mit klar festgelegten Verantwortlichkeiten 

• Erarbeitung und Umsetzung interdisziplinär und partizipativ mit Zivilgesellschaft und 
LGBTIQ*-Community, strukturierter Dialog zwischen Regierung und Zivilgesellschaft 

• Zeitlich klar definierte und messbare Ziele für verschiedene, auch intersektional ge-
dachte Handlungsfelder90, die mit Zuständigkeiten und Fristen für die Umsetzung kon-
kreter Maßnahmen versehen sind sowie auf einer Studie zur Ausgangssituation beru-
hen 

Die Forderungen decken das Thema der Datenerhebung nur unzureichend ab. An einigen 
Stellen (LSVD 2021; LSVD 2020; BVT* 2019) wird auf die schlechte Datenlage konkret in 
Bezug auf Hasskriminalität und trans Personen hingewiesen. Das Deutsche Institut für Men-
schenrechte fordert allgemein eine Studie zur Ausgangssituation (DIMR 2019). Wie der Exkurs 
zum Thema Erhebung und Nutzung von Gleichstellungsdaten (Kapitel 4.3) zeigt, ist die man-
gelnde Erhebung von Daten zu sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität und Variationen 
der Geschlechtsmerkmale und die damit einhergehende Verfügbarkeitslücke dieser Daten ein 
großes Problem bei der Entwicklung von Nationalen Aktionsplänen. Wie von der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung aufgezeigt, sind diese Informationen ent-
scheidend, um die Anliegen von LGBTIQ*-Personen einschätzen und die Gestaltung eines 
Nationalen Aktionsplans entsprechend an ihren Bedürfnissen ausrichten zu können. 

  

                                                

90 Konkrete Forderungen für Regenbogenfamilien siehe Lange 2022, für Hasskriminalität siehe Molter 2022. 
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7 Fazit 

Das Instrument der Nationalen Aktionspläne ist eine geeignete, wirksame und weit verbreitete 
Maßnahme, um gemeinsam völkerrechtlich kodifizierte Werte wie den Schutz der Menschen-
rechte auf nationaler Ebene entsprechend der jeweiligen Rahmenbedingungen zu konkretisie-
ren und umzusetzen. Bezogen auf die Menschenrechte und Gleichstellung von LGBTIQ*-Per-
sonen hat sich auf europäischer Ebene gezeigt, dass Nationale LGBTIQ*-Aktionspläne kon-
sistent und systematisch wirken. Laut der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung weisen Länder, die Nationale LGBTIQ*-Aktionspläne umsetzen, ein über-
durchschnittlich hohes Niveau der rechtlichen Maßnahmen zur LGBTI-Gleichstellung auf. 
Auch die Daten des Rainbow Index zeigen, dass Länder, die umfassende Nationale LGBTIQ*-
Aktionspläne, die die Bereiche sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechts-
merkmale abdecken, umsetzen, kontinuierlich auch in allen weiteren Kriterien des Index über-
durchschnittlich gut abschneiden. Insbesondere tragen Nationale LGBTIQ*-Aktionspläne dazu 
bei, eine Art Gleichstellungskultur und Maßnahmen zur Akzeptanz von LGBTIQ*-Personen 
und ihrer Anliegen in der Öffentlichkeit zu fördern. 

In der Entstehung des Konzepts Nationaler Aktionspläne auf internationaler Ebene liegt be-
gründet, dass Nationale Aktionspläne nicht „freischwebend“ existieren, sondern Teil eines grö-
ßeren internationalen strategischen Zielrahmens sind. Dieser Zielrahmen ist seitens des Eu-
roparats und der Europäischen Union mit Bezug auf die Menschenrechte und Gleichstellung 
von LGBTIQ*-Personen eindeutig gegeben mit der Empfehlung über Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität 
(CM/REC(2010)5) des Europarats und der LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 2020–2025 der 
Europäischen Kommission. Letztere fordert die Entwicklung von Nationalen LGBTIQ-Aktions-
plänen im Rahmen der genannten Strategie von den EU-Mitgliedstaaten direkt ein. Auch die 
Europäische Zivilgesellschaft fordert basierend auf eigenen Analysen und Datenerhebungen 
die nationale Ebene dazu auf, Nationale LGBTIQ*-Aktionspläne zu verabschieden.  

Da das Konzept Nationaler Aktionspläne von Grund auf entwickelt wurde, um ein übergeord-
netes strategisches Ziel in Bezug auf die individuellen, politischen, rechtlichen, sozioökonomi-
schen und sonstigen gesellschaftlichen Gegebenheiten auf nationalstaatlicher Ebene zu kon-
kretisieren und umzusetzen, ist die Heterogenität Nationaler Aktionspläne somit dem Prozess 
inhärent. Es gibt jedoch eine breite und gut ausgearbeitete Basis an Hilfestellungen von inter-
nationaler und europäischer Ebene, die die grundlegenden Prozessschritte der Erstellung, 
Umsetzung und Evaluation eines Nationalen Aktionsplans erklärt. Weiterhin gibt es eine Reihe 
an bereits erprobten und im Austausch mit nationalen Regierungen, Menschenrechtsorgani-
sationen und der Zivilgesellschaft gesammelten Erfolgsfaktoren für die Erstellung Nationaler 
LGBTIQ*-Aktionspläne. Insbesondere die Erreichbarkeit der Ziele, angemessene Zuweisung 
(personeller und finanzieller) Ressourcen, Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, alle Be-
reiche der staatlichen Verantwortung umfassende Maßnahmen, auch in Bezug auf sensible 
Themen, Mainstreaming über alle Regierungsebenen und -bereiche hinweg, Monitoring und 
Evaluierung des Aktionsplans sowie gute Kommunikationsstrategien sind hier hervorzuheben. 

Es geht bei den ersten Schritten der Erstellung Nationaler Aktionspläne zuerst um die Mobili-
sierung für das strategisch übergreifende Ziel sowie den politischen Willen zur Entwicklung 
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und Umsetzung geeigneter Maßnahmen hierzu. Neben der klaren Anforderung auf europäi-
scher Ebene zur Erstellung Nationaler LGBTIQ*-Aktionspläne, gibt es auch in Deutschland 
seit über zehn Jahren Forderungen nach einem solchen Aktionsplan. Das konkrete Vorhaben 
einen ressortübergreifenden Nationalen Aktionsplan für Akzeptanz und Schutz sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt zu entwickeln wurde im Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP vom 24. November 2021 festgehalten. 

Für die Umsetzung und Ausgestaltung dieses Vorhabens sollte auf die über einen langen Zeit-
raum immer wieder weiter ausgearbeiteten Forderungen nach einem Nationalen LGBTIQ*-
Aktionsplan in Deutschland von zivilgesellschaftlicher und politischer Ebene gleichermaßen 
zurückgegriffen werden. Die Forderungen sehen die ressortübergreifende Koordination und 
Federführung für einen Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplan beim Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend angesiedelt. Diese Koordination beinhaltet laut den Forderun-
gen den Prozess der Erstellung, jährliche Fortschrittsberichte für den Bundestag, ggf. Anpas-
sung der Maßnahmen sowie die Evaluierung und Datenbereitstellung. Der Prozess der Erstel-
lung und Umsetzung soll weiterhin die Zuständigkeitsverteilung und enge Abstimmung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen sowie zwischen Ressorts sicherstellen sowie im Rah-
men eines strukturierten Dialogs mit der Zivilgesellschaft und LGBTIQ*-Community durchge-
führt werden. Für den gesamten Prozess bedarf es laut der Forderungen eine konkrete und 
angemessene finanzielle Unterlegung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans im Bundes-
haushalt, der fest in die Ressorthaushalte integriert ist sowie institutionelle bzw. Projektförde-
rung für LGBTIQ*-Verbände, -Organisationen und -Stiftungen. Die Ziele und Maßnahmen des 
Aktionsplans sollen zeitlich klar definiert und messbar sein und für verschiedene auch inter-
sektional gedachte Handlungsfelder91 mit Zuständigkeiten und Fristen für die Umsetzung ver-
sehen sein.  

Eine diesen Überlegungen vorgelagerte essentielle Voraussetzung für die Erstellung eines 
wirksamen und repräsentativen LGBTIQ*-Aktionsplans ist die Erhebung von Daten zu sexuel-
ler Orientierung, Geschlechtsidentität und Variationen der Geschlechtsmerkmale. Die beste-
hende Verfügbarkeitslücke dieser Daten in Deutschland stellt ein großes Problem bei der ge-
zielten Adressierung der Anliegen von LGBTIQ*-Personen und der Gestaltung eines Nationa-
len Aktionsplans entsprechend ihrer Bedürfnisse dar. 

  

                                                

91 Konkrete Forderungen für Regenbogenfamilien siehe Lange 2022, für Hasskriminalität siehe Molter 2022. 
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Übersicht: Berücksichtigte Dokumente 

Grundlagendokumente auf internationaler Ebene 

• Europarat (2010): Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung o-
der Geschlechtsidentität CM/Rec (2010)5 

• Europäische Kommission (2020): Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Perso-
nen 2020–2025  

Handbücher und Toolkits 

• Vereinte Nationen, Büro des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte (UNHCHR) (2002): Handbook on National Human Rights Plans of Action 

• UN Women (2012): Handbook for National Action Plans on Violence against Women 
• Europarat (2014): Workshop on developing and implementing National Action Plans 

for Human Rights 
• Europarat (2016): National Actions Plans as effective tools to promote and protect the 

human rights of LGBTI people 
• Europäische Kommission (2016): European Handbook on Equality Data 
• Danish Institute for Human Rights & International Corporate Accountability Roundtable 

(2017): National Actions Plans on Business and Human Rights Toolkit 
• Europäische Kommission/ Mark Bell (2017): Data collection in relation to LGBTI People 

– Analysis and comparative review of equality data collection practices in the European 
Union 

• Europäische Kommission (2018): Subgroup on Equality Data – Guidelines on improv-
ing the collection and use of equality data 

• Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) (2019): National human rights 
action plans in the EU – Practices, experiences and lessons learned for more system-
atic working methods on human rights 

• Europäische Kommission (2022): LGBTIQ Equality Subgroup – Guidelines for Strate-
gies and Actions Plans to Enhance LGBTIQ Equality  

Studien/Datenerhebungen 

• Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, OECD 
(2021): Gleiche Rechte und Chancen für LGBTI – nicht erst hinter dem Regenbogen 

• Studie der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) (2020): A long way 
to go for LGBTI equality 

• Webseite des Rainbow Index: https://www.rainbow-europe.org/ (wird laufend aktuali-
siert) 

• Trans Rights Maps: https://tgeu.org/tag/trans-rights-europe-map/ 
• OII Europe Good Practice Map: https://oiieurope.org/library-en/map/  

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016804c2c2f
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016804c2c2f
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016804c2c2f
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0698&qid=1607962873505&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020DC0698&qid=1607962873505&from=EN
https://www.ohchr.org/sites/default/files/Documents/Publications/training10en.pdf
https://www.unwomen.org/en/digital-library/publications/2012/7/handbook-for-national-action-plans-on-violence-against-women
https://rm.coe.int/workshop-on-development-and-implementation-of-nhraps-conclusions-2014/16809ef184
https://rm.coe.int/workshop-on-development-and-implementation-of-nhraps-conclusions-2014/16809ef184
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168066d620
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168066d620
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/european_handbook_on_equality.pdf
https://globalnaps.org/wp-content/uploads/2018/01/national-action-plans-on-business-and-human-rights-toolkit-2017-edition.pdf
https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb
https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb
https://www.humanconsultancy.com/downloads/690-specific-report-on-equality-data-and-lgbti-people-pdf-1-03-mb
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/en-guidelines-improving-collection-and-use-of-equality-data.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/en-guidelines-improving-collection-and-use-of-equality-data.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/2020_outcome-report-wp-national-human-rights-action-plans.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/2020_outcome-report-wp-national-human-rights-action-plans.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/2020_outcome-report-wp-national-human-rights-action-plans.pdf
https://tgeu.org/wp-content/uploads/2022/06/20220525-guidelines-for-strategies-and-action-plans-to-enhance-LGBTIQ-equality.pdf
https://tgeu.org/wp-content/uploads/2022/06/20220525-guidelines-for-strategies-and-action-plans-to-enhance-LGBTIQ-equality.pdf
https://www.oecd.org/publications/gleiche-rechte-und-chancen-fur-lgbti-nicht-erst-hinter-dem-regenbogen-dde83294-de.htm
https://fra.europa.eu/en/publication/2020/eu-lgbti-survey-results
https://fra.europa.eu/en/publication/2020/eu-lgbti-survey-results
https://www.rainbow-europe.org/
https://tgeu.org/tag/trans-rights-europe-map/
https://oiieurope.org/library-en/map/
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Anträge und Stellungnahmen auf deutscher Ebene (chronologisch)92 
FDP (2021): Antrag der Bundestagsfraktion FDP: Vielfalt schützen – Homo- und transfeindli-

che Hasskriminalität bekämpfen (BT-Drucksache 19/26159) vom 26. Januar 2021. 
LSVD – Lesben- und Schwulenverband e. V. (2021): Stellungnahme des Lesben- und 

Schwulenverbands (LSVD) zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen „Hass 
und Hetze gegen LSBTI wirksam bekämpfen.“ (BT-Drucksache 19/26886) und dem 
Antrag der FDP-Fraktion „Vielfalt schützen – Homo- und transfeindliche Hasskriminali-
tät bekämpfen“ (BT-Drucksache 19/26159) vom 4. Juni 2021. 

Paritätischer – Der Paritätische Gesamtverband (2021): Beschluss der Gremiensitzung Eck-
punkte des Paritätischen zum menschenrechtlichen Schutz von sexueller Orientierung 
und geschlechtlicher Identität vom 29. April 2021. 

LSVD – Lesben- und Schwulenverband e. V. (2020): Beschluss des 32. LSVD-Verbandstags 
Frei und sicher leben: Homophobe und transfeindliche Hasskriminalität entschieden 
bekämpfen vom 10. Oktober 2020. 

JFMK – Jugend- und Familienministerkonferenz (2020): Beschluss Verabschiedung eines 
Nationalen Aktionsplans zugunsten der vollständigen rechtlichen und gesellschaftli-
chen Gleichstellung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans*, Inter* und queeren 
Menschen – LSBTIQ* vom 1. Juli 2020. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2019): Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Aktionsplan für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt (BT-Drucksache 19/10224) 
vom 15. Mai 2019. 

LSVD – Lesben- und Schwulenverband e. V. (2019): Stellungnahme des Lesben- und 
Schwulenverbandes (LSVD) zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
„Vielfalt leben – Bundesweiten Aktionsplan für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt auf-
legen“ (BT-Drucksache 19/10224) anlässlich der öffentlichen Anhörung im Ausschuss 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 16. Dezember 2019 vom 9. Dezember 
2019.93 

BVT* – Bundesverband Trans* e. V. (2019): Stellungnahme Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN Vielfalt leben – Bundesweiten Aktionsplan für sexuelle und ge-
schlechtliche Vielfalt auflegen (BT-Drucksache 19/10224), Öffentliche Anhörung des 
Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 16. Dezember 2019 vom 
Dezember 2019.94 

DIMR – Deutsches Institut für Menschenrechte (2019): Stellungnahme Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "Vielfalt leben – Bundesweiten Aktionsplan für sexuelle 
und geschlechtliche Vielfalt auflegen" (BT-Drucksache 19/10224) vom 16. September 
2019. 

LSVD et al. – Lesben- und Schwulenverband e. V. et al. (2017): Anlage II: Menschenrechte 
schützen, Diskriminierungen beseitigen – Zivilgesellschaftliche Anforderungen an den 
Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus, Homophobie und Transfeindlichkeit der Bun-
desregierung vom 3. Mai 2017. In: Nationaler Aktionsplan gegen Rassismus. Positionen 
und Maßnahmen zum Umgang mit Ideologien der Ungleichwertigkeit und den darauf 

                                                

92 Absteigend 

93 Die Stellungnahme wiederholt unter anderem Forderungen einer vorhergehenden gemeinsamen Stellungnahme von LSVD 
und BVT* Menschenrechte schützen, Diskriminierungen beseitigen – zivilgesellschaftliche Anforderungen an den Nationalen Ak-
tionsplan gegen Rassismus, Homophobie und Transfeindlichkeit der Bundesregierung vom 2. Mai 2017, deren Inhalte aus diesem 
Grund nicht getrennt aufgeführt werden. 

94 Siehe Fußnote 93. 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926159.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926159.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/845672/781839d6f8d271e2dec4576dfbac6687/A-Drs-19-4-862-A-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/845672/781839d6f8d271e2dec4576dfbac6687/A-Drs-19-4-862-A-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/845672/781839d6f8d271e2dec4576dfbac6687/A-Drs-19-4-862-A-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/845672/781839d6f8d271e2dec4576dfbac6687/A-Drs-19-4-862-A-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/845672/781839d6f8d271e2dec4576dfbac6687/A-Drs-19-4-862-A-data.pdf
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-eckpunkte-zum-menschenrechtlichen-schutz-von-sexueller-orientierung-und-geschlechtlicher-identitaet/
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-eckpunkte-zum-menschenrechtlichen-schutz-von-sexueller-orientierung-und-geschlechtlicher-identitaet/
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-eckpunkte-zum-menschenrechtlichen-schutz-von-sexueller-orientierung-und-geschlechtlicher-identitaet/
https://www.lsvd.de/media/doc/3436/lsvd-homophobe-und-transfeindliche-_hasskriminalitaet-entschieden-bekaempfen.pdf
https://www.lsvd.de/media/doc/3436/lsvd-homophobe-und-transfeindliche-_hasskriminalitaet-entschieden-bekaempfen.pdf
https://jfmk.de/wp-content/uploads/2020/07/JFMK_UB_04_2020_NAP-LSBTIQ_Beschluss_extern.pdf
https://jfmk.de/wp-content/uploads/2020/07/JFMK_UB_04_2020_NAP-LSBTIQ_Beschluss_extern.pdf
https://jfmk.de/wp-content/uploads/2020/07/JFMK_UB_04_2020_NAP-LSBTIQ_Beschluss_extern.pdf
https://jfmk.de/wp-content/uploads/2020/07/JFMK_UB_04_2020_NAP-LSBTIQ_Beschluss_extern.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/102/1910224.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/102/1910224.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672244/799bef5060a805c1eafd2fdcdf3d8f00/19-13-67a_LSVD_angef-SN-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672244/799bef5060a805c1eafd2fdcdf3d8f00/19-13-67a_LSVD_angef-SN-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672244/799bef5060a805c1eafd2fdcdf3d8f00/19-13-67a_LSVD_angef-SN-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672244/799bef5060a805c1eafd2fdcdf3d8f00/19-13-67a_LSVD_angef-SN-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672244/799bef5060a805c1eafd2fdcdf3d8f00/19-13-67a_LSVD_angef-SN-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/673736/c8c812d85881ec90fc81316d47dabbe2/19-13-67e_neu_angef-SN_Dr-Arn-Sauer-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/673736/c8c812d85881ec90fc81316d47dabbe2/19-13-67e_neu_angef-SN_Dr-Arn-Sauer-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/673736/c8c812d85881ec90fc81316d47dabbe2/19-13-67e_neu_angef-SN_Dr-Arn-Sauer-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/673736/c8c812d85881ec90fc81316d47dabbe2/19-13-67e_neu_angef-SN_Dr-Arn-Sauer-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672608/5c590376abe67e654882a235a366d9f6/19-13-67c_angef-SN_Petra-Follmar-Otto-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672608/5c590376abe67e654882a235a366d9f6/19-13-67c_angef-SN_Petra-Follmar-Otto-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/672608/5c590376abe67e654882a235a366d9f6/19-13-67c_angef-SN_Petra-Follmar-Otto-data.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/heimat-integration/nap.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/heimat-integration/nap.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Aktionsplan/NGO-Beitrag_fuer_NAP.pdf
https://www.lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Aktionsplan/NGO-Beitrag_fuer_NAP.pdf
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bezogenen Diskriminierungen. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(Hrsg.). 88–115.95 

Interne Dokumente 

Bei den folgenden Dokumenten handelt es sich um interne Dokumente, die der Beobachtungs-
stelle für die Recherche zu dieser Expertise durch das Referat 215 im BMFSFJ zur Verfügung 
gestellt wurden. 

• Eckpunkte für die Erweiterung des Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus um das 
Thema LGBTIQ-Feindlichkeit von BVT* und LSVD vom 25. April 2017 (BVT*/LSVD 
2017).96 

• Eckpunkte für einen Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Homo- und Trans-
phobie des Lesben- und Schwulenverband e. V. vom 3. September 2015 (LSVD 
2015).97 

Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021 

In den folgenden Wahlprogrammen wurden Forderungen bezüglich eines Nationalen Aktions-
plans für LGBTIQ* gefunden: 

• DIE LINKE WP (2021): Zeit zu handeln: Für soziale Sicherheit, Frieden und Klimage-
rechtigkeit! Bundestagswahlprogramm 2021. 
 Abschnitt „Für Gerechtigkeit, Selbstbestimmung und Vielfalt der Geschlechter“, Un-
terpunkt „Offensiv und sozial für LSBTIQA*“: Kampf gegen LSBTIQA*-Feindlichkeit als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, Nationaler Aktionsplan gegen LSBTIQA*-Feindlich-
keit und für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt soll dies erreichen. 

• BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN WP (2021): Deutschland. Alles ist drin. Bundestagswahl-
programm 2021. 
 Kapitel 5 „Zusammen leben“, Unterpunkt „Queerfeindlichkeit bekämpfen“: gemein-
sam mit den Organisationen der Community einen bundesweiten ressortübergreifen-
den Aktionsplan „Vielfalt leben!“ für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Viel-
falt vorlegen, Ziele: Gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben garantie-
ren, Akzeptanz von Vielfalt fördern. Damit einhergehend: Institutionelle Förderung und 
Projektförderung der LSBTIQ*-Verbände, -Organisationen und -Stiftungen, bundes-
weite Aufklärungskampagne für junge Menschen über sexuelle Vielfalt 

                                                

95 Verfasst in verschiedenen Konsultations- und Abstimmungsprozessen im Rahmen des Netzes gegen Rassismus und eines 
Netzwerks von LSBTIQ*-Organisationen, das seit Ende 2015 durch den Lesben- und Schwulenverband, der Bundesvereinigung 
Trans* und das Jugendnetzwerk Lambda koordiniert wurde. Das Forum Menschenrechte unterstützt diesen Beitrag. LSVD et al. 
2017: S. 96. 

96 2017 legte der Bundesverband Trans* und der Lesben- und Schwulenverband intern gegenüber Tobias Kersten-Bittner Eck-
punkte für die Erweiterung des Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus um das Thema LGBTIQ-Feindlichkeit vor, die bis auf 
eine Forderung zur Gesundheit, auf die Eckpunkte des LSVD von 2015 referieren. 

97 2015 legte der LSVD intern gegenüber der damaligen Bundesgleichstellungsministerin Manuela Schwesig Eckpunkte für einen 
Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Homo- und Transphobie vor, dessen Schwerpunkt auf Aufgabenfeldern mit direkter 
Bundeskompetenz lag. 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/heimat-integration/nap.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2021/Wahlprogramm/DIE_LINKE_Wahlprogramm_zur_Bundestagswahl_2021.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2021/Wahlprogramm/DIE_LINKE_Wahlprogramm_zur_Bundestagswahl_2021.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Wahlprogramm_DIE_GRUENEN_Bundestagswahl_2021.pdf
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• FDP WP (2021): Nie gab es mehr zu tun. Wahlprogramm der Freien Demokraten. 
Bundestagswahlprogramm 2021. 
 Kapitel II „Nie war Modernisierung dringlicher: Modernisieren wir endlich unser 
Land!“, Unterpunkt „Tolerante und weltoffene Gesellschaft“: Einsetzen für einen Natio-
nalen Aktionsplan gegen Homo- und Transfeindlichkeit. Ziel: Diskriminierungen, Belei-
digungen und Gewalt wirksam entgegentreten 

• SPD WP (2021): Das Zukunftsprogramm. Wofür wir stehen. Was uns antreibt. Wo-
nach wir streben. Bundestagswahlprogramm 2021. 
 Unter dem Themenfeld „3.8. Gleichstellung verwirklichen“: Anerkennung und Gleich-
stellung LSBTIQ*, Einführung eines nationalen Aktionsplans gegen Homo-, Bi-, Trans- 
und Interphobie und Gewalt gegen LSBTIQ* 

https://www.fdp.de/sites/default/files/2021-06/FDP_Programm_Bundestagswahl2021_1.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf
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Übersicht der Forderungen: Erste Schritte für die Erstellung eines Nationalen LGBTIQ*-Akti-
onsplans in Deutschland 

Die folgende Tabelle enthält Forderungen bezogen auf das Aufsetzen eines Steuerungsrahmens für einen nationalen Aktionsplan aus den in 
Anträge und Stellungnahmen auf deutscher Ebene (chronologisch) und Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021 genannten Dokumenten.  

Darstellung 2: Übersicht der Forderungen: Erste Schritte für die Erstellung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland 

Erste Schritte für die Erstellung eines Nationalen LGBTIQ*-Aktionsplans in Deutschland 

Politischer Wille 

• belastbare Selbstverpflichtungen der zuständigen staatlichen Stellen (Paritätischer 2021: 2; LSVD 2020: 3; LSVD 2019: 5; LSVD et al. 
2017: 93) 

• Selbstverpflichtungen der öffentlichen Stellen (Bündnis 90/Die Grünen 2019: 2) 
• Nationale Aktionspläne aktivieren und Demonstrieren politischen Willen (DIMR 2019: 4) 
• Einführung eines nationalen Aktionsplans gegen Homo-, Bi-, Trans- und Interphobie und Gewalt gegen LSBTIQ* (SPD WP 2021: 44) 
• Aktionsplan „Vielfalt leben!“ für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt (Bündnis 90/Die Grünen WP 2021: 192) 
• Nationaler Aktionsplan gegen LSBTIQA*-Feindlichkeit und für die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt (die Linke WP 2021: 

108) 
• Einsetzen für einen Nationalen Aktionsplan gegen Homo- und Transfeindlichkeit (FDP WP 2021: 41) 

 

Ziele & Maßnahmen 

• Klare, zeitlich definierte Zielvereinbarungen (Paritätischer 2021: 2; LSVD 2020: 3; LSVD 2019: 5; LSVD et al. 2017: 93) 
• klar formulierte Ziele für alle Handlungsfelder (JFMK 2020: Punkt 5) 
• klar formulierte Ziele und Maßnahmen (Bündnis 90/Die Grünen 2019: 2) 



Erstellung Nationaler Aktionspläne zur Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen 

42 

 

• Verbindlichkeit, Festlegung von klaren Zielen, Maßnahmen und Zuständigkeiten (BVT* 2019: 9) 
• Fristsetzungen für die Maßnahmenumsetzung und Zielerreichung sowie Indikatoren zur Messbarkeit ihrer Erfolge via Evaluierungen und 

Datenbereitstellung (BVT* 2019: 9) 
• konkrete Zielvorgaben mit messbaren Zwischenschritten, auf Grundlage einer Studie zur Ausgangssituation (DIMR 2019: 3f.) 
• Intersektionale Thematisierung von LSBTIQ-Feindlichkeit (LSVD 2019: 5) 

 

Ressourcen 

• angemessene Haushaltsmittel (Paritätischer 2021: 2; LSVD 2020: 3; LSVD 2019: 5) 
• finanziell mit 35 Millionen Euro pro Jahr abgesichert (Bündnis 90/Die Grünen 2019: 2) 
• strukturelle Ausstattung der einbezogenen zivilgesellschaftlichen Organisationen (LSVD 2019: 5) 
• Einzelmaßnahmen müssen fest in das Budget und die Personalzuständigkeit der jeweils verantwortlichen Ressorthaushalte integriert sein 

(BVT* 2019: 9) 
• finanzielle Unterlegung der Maßnahmen in Hinblick auf den Bundeshaushalt (BVT*/LSVD 2017: 2) 
• Institutionelle Förderung und Projektförderung der LSBTIQ*-Verbände, -Organisationen und -Stiftungen (Bündnis 90/Die Grünen WP 

2021: 192) 
 

Kompetenzen 

• alle staatlichen Ebenen zusammenarbeiten: Bund, Länder und Kommunen (Paritätischer 2021: 2; LSVD 2020: 3) 
• Beteiligung der Länder (JFMK 2020: Punkt 3) 
• Querschnittsansatz, der die inhaltlichen und finanziellen Zuständigkeiten aller Bundesressorts einbezieht (JFMK 2020: Punkt 3) 
• längerfristigen und (Ressorts sowie Bund-Länder) übergreifenden Planungsrahmen (BVT* 2019: 9) 
• verbindliche Beteiligung der Bundesländer bei der Erarbeitung des Aktionsplans erforderlich (LSVD et al. 2017: 94) 
• für alle im Plan aufgenommen Maßnahmen sollten die institutionellen Verantwortlichkeiten, die zugeordneten Ressourcen und der Zeitrah-

men festgehalten werden (DIMR 2019: 3f.) 
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Koordination des Gesamtprozesses, inkl. Monitoring und Review 

• in Federführung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu entwickeln und zu koordinieren (JFMK 2020: Punkt 
3) 

• Berichtspflichten festlegen und wenn möglich eine Evaluation der erfolgten Maßnahmen vorsehen (JFMK 2020: Punkt 5) 
• Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend koordiniert, aber ressortübergreifend entwickelt und umgesetzt (Bündnis 

90/Die Grünen 2019: 2) 
• klare Berichtspflichten und wird einmal in einer Legislaturperiode in Form von einem an den Bundestag zuzuleitenden Bericht evaluiert 

(Bündnis 90/Die Grünen 2019: 2) 
• klare Zeit- und Arbeitspläne zur Umsetzung der Maßnahmen (LSVD 2019: 5) 
• Erarbeitung und Umsetzung sollte interdisziplinär von allen zuständigen Ministerien erfolgen (LSVD 2019: 5) 
• einzelnen Schritte des Aktionsplans evaluiert, Strategien und Maßnahmen reflektiert und diese anhand der gemachten Erfahrungen wei-

terentwickelt (LSVD 2019: 5) 
• Umsetzung durch ein Monitoring begleitet, fortlaufende Überprüfung der Umsetzung und gegebenenfalls die Anpassung von Maßnahmen 

zu ermöglichen (DIMR 2019: 3f.) 
 

Beteiligungsmöglichkeit von Stakeholdern 

• Dialog mit den zivilgesellschaftlichen LSBTIQ* Organisationen (JFMK 2020: Punkt 3) 
• unter enger Beteiligung der LSBTI-Verbände zu entwickeln und zu verabschieden (Bündnis 90/Die Grünen 2019: 2) 
• gemeinsam mit den Organisationen der Community einen bundesweiten, ressortübergreifenden Aktionsplan vorlegen (Bündnis 90/Die 

Grünen WP 2021: 192) 
• Erarbeitung und Umsetzung interdisziplinär im engen Dialog mit der Zivilgesellschaft und den Communities (LSVD 2019: 5) 
• Steuerung und Implementierung der Maßnahmen des Aktionsplans sollte ebenfalls in enger Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 

erfolgen, z.B. über einen Beirat. (LSVD 2019: 5) 
• partizipative Ausgestaltung der Erstellung, Umsetzung und des Monitorings des Nationalen Aktionsplans (BVT* 2019: 8) 
• partizipativ erarbeitet (DIMR 2019: 3f.) 
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• für Umsetzung und Begleitung des Nationalen Aktionsplans muss eine geeignete Form des strukturierten Dialogs zwischen Regierung 
und Zivilgesellschaft etabliert werden (BVT*/LSVD 2017: 2) 

• Gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben garantieren, Akzeptanz von Vielfalt fördern; bundesweite Aufklärungskampagne 
für junge Menschen über sexuelle Vielfalt (Bündnis 90/Die Grünen WP 2021: 192) 

• Kampf gegen LSBTIQA*-Feindlichkeit als gesamtgesellschaftliche Aufgabe (die Linke WP 2021: 108) 
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